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Vorhabenbezogener Bebauungsplan „BLUMENSTRASSE“, Planbereich 13.2 
 
Offenlage 01.07.2024 bis 01.08.2024 
Zusammenstellung der Anregungen (Der Versand an die Behörden erfolgte zum Teil bereits am 26.06.2024) 

 
A Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange (gemäß § 4 (2) BauGB) 
 

Nr.  Behörde Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

1.  Regierungspräsidium 
Stuttgart 
Referat 21 - 
Raumordnung, 
Baurecht, 
Denkmalschutz  
 

Raumordnung 
Der Planung stehen keine Ziele der Raumordnung entgegen. Aus 
raumordnerischer Sicht bestehen daher keine Bedenken gegen die Planung.  
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG 
gebeten, dem Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine 
Fertigung der Planunterlagen in digitalisierter Form an das Postfach 
KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zu senden. Die Stadtkreise und großen 
Kreisstädte werden gebeten, auch den Bekanntmachungsnachweis digital 
vorzulegen. 

 
Das Regierungspräsidium Stuttgart 
erhält nach Inkrafttreten ein Exemplar 
der Planunterlagen. 
 
 
 

 
Kenntnisnahme 
 

2.  Regierungspräsidium 
Stuttgart 
Landesamt für 
Denkmalpflege  
Referat 84.2 – Operative 
Archäologie 
19.07.2024 

vielen Dank für die erneute Beteiligung des Landesamts für Denkmalpflege als 
Träger öffentlicher Belange im oben genannten Verfahren.  
 
Das Plangebiet liegt im Bereich des folgenden denkmalrelevanten Objekts 
 
• „Merowingerzeitliches Gräberfeld“, Listen-Nr. 6, Kulturdenkmal gem. § 2 
DSchG  
 
Nach Prüfung der vorliegenden Unterlagen ist unsere Stellungnahme (per Email 
v. 28.11.2023/D. Brenner) zu dem Verfahren in die Abwägung eingegangen. Auf 
das oben genannte Kulturdenkmal gem. § 2 DSchG und die betroffenen 
archäologischen Belange wird im Textteil hingewiesen. Die Erhaltung von 
Kulturdenkmalen liegt weiterhin im öffentlichen Interesse. Wir regen daher an, 
dem öffentlichen Erhaltungsinteresse im Rahmen einer denkmalgerechten 
Umplanung Rechnung zu tragen. 
 
Sollte der vorliegende Planungsentwurf zur Umsetzung kommen, ist infolge 
baulicher Bodeneingriffe mit einem zumindest partiellen Verlust der 
vorhandenen Denkmalsubstanz zu rechnen. In diesem Fall ist der Veranlasser 
der Bodeneingriffe gem. § 6 Abs. 2 DSchG zur fachgerechten Untersuchung, 
Bergung und Dokumentation des Kulturdenkmals im Rahmen einer 
archäologischen Rettungsgrabung verpflichtet. Art und Umfang der 
Rettungsgrabung können erst nach Vorlage einer Detailplanung präzisiert 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden an den 
Bauträger weitergeleitet. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
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werden, aus der neben sämtlichen Bodeneingriffsflächen auch die bereits 
vorhandenen Störungsflächen (z.B. moderne Kelleranlagen, Kanal- und 
Leitungstrassen) ersichtlich werden. Baumaßnahmen innerhalb des 
ausgewiesenen Kulturdenkmals bedürfen daher einer weiteren frühzeitigen 
Beteiligung der archäologischen Denkmalpflege. 
 
Seitens der Bau- und Kunstdenkmalpflege bestehen nach aktuellem Sachstand 
keine Anregungen oder Bedenken. 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

3.  Regierungspräsidium 
Freiburg (Landesamt 
für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau) 
18.07.2024 

Unter Hinweis auf unsere weiterhin gültige Stellungnahme 2023-04741 vom 
24.11.2023, sowie die Ziffer 3.6 des Textteils zum Bebauungsplan (Stand 
13.03.2024) sind von unserer Seite zum offengelegten Planvorhaben keine 
weiteren Anmerkungen vorzubringen. 

Die entsprechenden Hinweise wurden 
in den Bebauungsplan übernommen. 
 

Berücksichtigung 
 

4.  Verband Region 
Stuttgart 
19.07.2024 
 

Zum aktuellen Planstand kann folgende Stellungnahme abgegeben werden: 
Der Planung stehen keine regionalplanerischen Ziele entgegen. 
  
Im weiteren Verfahren wird ggf. eine verbindliche regionalplanerische 
Stellungnahme durch den Planungsausschuss des Verbands Region Stuttgart 
beschlossen. 
  
Wir bitten Sie, uns nach Inkrafttreten des Bebauungsplans ein Exemplar der 
Planunterlagen, möglichst in digitaler Form (an: planung@region-stuttgart.org), 
zu überlassen. 

 
 
 
 
 
 
 
Der Verband Region Stuttgart erhält 
nach Inkrafttreten ein Exemplar der 
Planunterlagen. 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

5.  Zweckverband  
Bodensee-
Wasserversorgung  
27.06.2024 

Im Bereich dieser Maßnahme befinden sich weder vorhandene noch  
geplante Anlagen der BWV. Es werden daher keine Bedenken erhoben. 

 Kenntnisnahme 

6.  Polizeidirektion 
Ludwigsburg 
25.07.2024 

Vielen Dank für die erneute Beteiligung. Es sind für uns keine Änderungen 
ersichtlich, die Auswirkungen auf unsere Stellungnahme haben. Insofern hat 
unsere Stellungnahme vom 23.11.2023 weiterhin Bestand.  

 Kenntnisnahme 

 23.11.2023 Gegen den Bebauungsplan „Blumenstraße“ in Bietigheim-Bissingen bestehen 
aus unserer Sicht keine Einwände.  
 
Da es sich verkehrlich gesehen beim überplanten Gebiet um einen bereits 
erschlossenen Bereich handelt und sich an der Erschließung nichts 
Wesentliches ändert, gibt es aus verkehrspolizeilicher Sicht auch keine weiteren 
Anregungen. 
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Aus kriminalpräventiver Sicht möchte ich darauf hinweisen, dass die technische 
Sicherung der Gebäude eine sehr große Rolle spielt. Denn besonders die Zahl 
der Wohnungseinbrüche beeinflusst das allgemeine Sicherheitsgefühl der 
Bürgerinnen und Bürger nachhaltig negativ. Ein Wohnungseinbruch hinterlässt 
nicht nur bei den Betroffenen Spuren, sondern kann das Sicherheitsgefühl eines 
ganzen Wohngebietes beeinträchtigen. Durch Sicherungstechnik können 
Wohnungseinbrüche verhindert werden.  
Beim vorliegenden Vorhaben betrifft dies insbesondere die Fenster und 
Fenstertüren in den Erdgeschosswohnungen sowie die 
Wohnungsabschlusstüren aller Wohnungen.  
Besonderes Augenmerk würde ich auf den als zusätzliches Gebäude geplanten 
Kellerersatz legen.  
Wenn die Sicherungstechnik von Anfang an in der Planung berücksichtigt wird, 
ist dies deutlich günstiger und effektiver, als im Nachhinein nachzurüsten.  
 
Wir bitten Sie, den Bauträger im Rahmen der Ausführungsplanung auf das 
polizeiliche Angebot einer kostenlosen und unverbindlichen 
sicherungstechnischen Beratung aufmerksam zu machen. Dies ist auch schon 
möglich und sinnvoll, bevor die Gebäude errichtet werden.  
  
Wir würden uns freuen, wenn Sie unsere Kontaktdaten entsprechend 
weitergeben würden:  

Polizeipräsidium Ludwigsburg 
Referat Prävention 

Tel: 07141 – 18 8001 
ludwigsburg.pp.praevention@polizei.bwl.de 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise wurden an den 
Projektträger weitergegeben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

7.  Amprion GmbH  
Bestandssicherung 
Leitungen 
04.07.2024 

Im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen keine Höchstspannungsleitungen 
unseres Unternehmens. 
Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die 
zuständigen Unternehmen beteiligt haben. 

 Kenntnisnahme 

8.  Vodafone West GmbH 
Ferdinand-Braun-Platz 
1 
40549 Düsseldorf 
08.07.2024 

Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden 
Tiefbauunternehmen anzufordern. 
Unsere kostenlosen Planauskünfte sind erreichbar via Internet über die Seite: 
https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/index.html 
Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und Planauskünfte einholen.  
Bitte beachten Sie: 
Es müssen aktuell immer zwei Planauskünfte für Bestandsnetz der Vodafone 
Deutschland GmbH und Vodafone GmbH / Vodafone West GmbH angefordert 
werden.  
 

Der Hinweise wird an den Bauträger 
weitergeleitet. 

Kenntnisnahme 

https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/index.html
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9.  SWBB 
01.07.2024 

Seitens der Entwässerung bestehen keine Einwände.  Kenntnisnahme 

10.  Stadtkämmerei 
28.06.2024 

Für die Abteilung Beiträge bitten wir wie bereits in der Mail vom 06.11.2023 zu 
GR82-2023 vermerkt, aus der Abwägungstabelle zu GR69/2024 unter dem 
Datum 05.12.2023 / Ziff. 11 ersichtlich und zugesichert und nochmals per Mail 
v. 21.06.2024 an das Funktionspostfach des Stadtentwicklungsamtes erbeten 
darauf zu achten, dass der aufzustellende Bebauungsplan eine vollständige 
Nutzungsschablone enthält. Insbesondere muss Art und Maß der 
baulichen Nutzung durch Bestimmung des konkreten Gebietscharakters 
(z.B. WA) und Festsetzung der zulässigen Vollgeschosszahl Z festgelegt 
werden. 
 Dies ist aufgrund der derzeit geltenden Abwassersatzung §§ 22-29 für eine 
(Nach-)Erhebung von Abwasserbeiträgen Voraussetzung und ohne diese 
Angaben ist eine (Nach-) Erhebung nicht möglich. 
  
Andernfalls besteht die Gefahr von Vermögensnachteilen für die Stadt. 

Nach Rücksprache mit der 
Stadtkämmerei ist es ausreichend die 
Geschosszahl in der 
Nutzungsschablone darzustellen. 
Diese ist bereits Inhalt des Planteils.  

Berücksichtigung 

11.  Landratsamt 
Ludwigsburg 
19.08.2024 

Naturschutz 
Es sind keine weiteren Anregungen oder Hinweise erforderlich. 
 
IL Wasserwirtschaft und Bodenschutz 
Es sind keine weiteren Anregungen oder Hinweise erforderlich. 
 
HI. Immissionsschutz 
Wie bereits in unserer Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung geschrieben 
befindet sich südwestlich des Plangebiets eine größere Scheune. Sollte diese 
gewerblich genutzt werden regen wir an die von dort ausgehenden 
Lärmemissionen einwirkend auf die geplanten Mehrfamilienhäuser gutachterlich 
untersuchen zu lassen. Ansonsten haben wir keine Anregungen und Hinweise. 

 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird weitergeleitet. 

 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 

 
 
Folgende weitere Träger öffentlicher Belange haben keine Anregungen/Bedenken geäußert oder keine Stellungnahme abgegeben: 
 

- Stadt Markgröningen 
- Stadt Ludwigburg 
- Stadt Tamm 
- Ordnungsamt 
- Liegenschaftsamt 

  



 
5 

B Beteiligung der Öffentlichkeit (gemäß § 3 (2) BauGB) 
 
 

Nr.  Bürgeranregung Datum Stellungnahme Anmerkung Maßnahmen 

1.  Bürgeranregung 1 21.07.2024 Vorhabenbezogener Bebauungsplan und örtliche 
Bauvorschriften „Blumenstraße“ Planbereich 13.2 hier: 
Einwände gegen den Bebauungsplanentwurf 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
als Eigentümer und Bewohner des Anwesens XXX, 74321 
Bietigheim-Bissingen mache ich (erneut) von meinem 
Recht auf Äußerung hinsichtlich des von Ihnen 
beabsichtigten vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan „Blumenstraße“ Gebrauch. Zur Meldung 
von unnötigen Wiederholungen verweise ich auf 
meine bereits unter dem 03.12.2023 getätigten 
Äußerungen, welche ich vollumfänglich aufrecht erhalten 
und auch zum Gegenstand des vorliegenden Vorbringen 
machen. Das Schreiben vom 03.12.2023 füge ich 
als Anlage anbei. 
 
In Kenntnis Ihresr nunmehr veröffentlichen 
Abwägungstabelle in der Sie sich auch mit meinem 
Vorbringen auseinandergesetzt haben, ist ergänzend und 
vertiefend folgendes auszuführen: 
1. Vorliegen einer rechtswidrigen Gefälligkeitsplanung 
Bei dem vorliegenden von Ihnen beabsichtigten 
Bebauungsplan handelt es sich um eine rechtswidrige 
Gefälligkeitsplanung. 
Nach der Rechtsprechung insbesondere auch des 
Verwaltungsgerichtshofes Baden-Württemberg (vgl. etwa 
Verwaltungsgerichts Baden-Württemberg Urteil vom 
21.07.2022 Az. 5 S 1940/20 dort Rn. 62 nach juris) liegt 
insbesondere dann eine unzulässige Gefälligkeitsplanung 
vor, wenn die Planung ausschließlich dem Zweck dient 
private Belange zu befriedigen. 
So liegt der Fall bei entsprechend gebotener Gesamtschau 
hier. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung.  
Im März 2024 hat der Gemeinderat das 
Stadtkonzept 2035 beschlossen. Im 
„Themenfeld 1 – Wohnen und 
Wohnumfeld“ ist die 
Entwicklungsstrategie beschrieben. Das 
Vorhaben entspricht sowohl dem Ziel 
Innen- vor Außenentwicklung als auch 
der Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
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Bereits ein deutliches Indiz für die Annahme einer 
entsprechenden rechtswidrigen Gefälligkeitsplanung ist 
darin zu erblicken, dass lediglich ein Grundstück beplant 
wird. 
Dieses singuläre Grundstück befindet sich bereits im 
Bereich eines gültigen Bebauungsplans, es handelt sich 
daher mithin nicht um ein Grundstück in einem 
unbeplanten Bereich. Wird ein Grundstück aus einem 
bestehenden Bebauungsplan herausgenommen und in 
einen anderen Bebauungsplan überführt, der singulär nur 
für dieses Grundstück erlassen wird, spricht dieser 
Umstand bereits stark dafür, dass damit nur die 
ausschließlich privaten Belange des 
Grundstückseigentümers bzw. etwaigen Erwerbers des 
Grundstücks befriedigt werden sollen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein öffentliches Interesse an diesem Vorgehen ist weder 
ersichtlich noch auch nur im Ansatz in den von 
Ihnen veröffentlichen Unterlagen zu erkennen. 
Städtebaulich besteht hierfür keine Notwendigkeit, da nicht 
ein unbeplantes Grundstück nunmehr einer Beplanung 
zugeführt werden soll oder aber eine 
Planungsfortschreibung erfolgen soll. Vielmehr führt die 
Schaffung eines isolierten Bebauungsplans für ein 
Grundstück, dass dann praktisch von anderen 
Planungsgebieten bzw. Bebauungsplänen umzingelt ist, zu 
einer Zersplitterung des Plangebietes und zu einer 
Unübersichtlichkeit der Planungssituation. Eine 
Zersplitterung der Planungssituation kann nie im Interesse 
der Allgemeinheit liegen, zumal eine solche Zersplitterung 

Die Stadt hat die Planungshoheit. 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung.  
Die bislang im Bebauungsplan 
vorgesehene Kirchennutzung wurde 
aufgegeben. Die geplante Schaffung 
von Wohnraum ist nur durch eine 
Bebauungsplanänderung umsetzbar. 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben 
Gemeinden einen Bauleitplan 
aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist.  
Da durch das Vorhaben lediglich ein 
Grundstück betroffen ist, wurde ein 
vorhabenbezogenes 
Bebauungsplanverfahren gewählt, bei 
dem der Vorhabenträger gemäß § 12 
(1) BauGB die Planungs- und 
Erschließungskosten zu tragen hat. 
Es liegt demnach keine 
Gefälligkeitsplanung vor, da die Stadt 
mit dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan städtebauliche Ziele 
verfolgt. 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung.  
Die geplante Wohnnutzung fügt sich 
nach Art und Maß der baulichen 
Nutzung in das bestehende Wohngebiet 
ein. 
 
 
 
 
 
 

Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
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mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung aller Eigentümer 
von Grundstücken nicht in Einklang zu bringen ist. 
 
Vorstehende Erwägungen werden durch den Umstand 
verstärkt, dass in dem aufzustellenden Bebauungsplan 
eine weit intensivere Nutzung des Grundstücks zulässt, als 
dies der bestehende Bebauungsplan zulassen würde. 
Gründe dies zu rechtfertigen sind weder ersichtlich noch 
auch nur im Ansatz dargetan. 
 
Der Umstand, dass beim Verbleib des Grundstücks im 
„alten“ Planungsgebiet eine Umnutzung des Grundstücks 
von seinem bisherigen Zweck - „Betrieb eines 
Gotteshauses“ - in einen anderen Zweck - „Wohnnutzung“ 
- unbestritten zulässig sein dürfte, vermag das Vorliegen 
einer Gefälligkeitsplanung nicht zu entkräften, da im Falle 
der Änderung des „alten“ Bebauungsplans hinsichtlich der 
Art der Nutzung des betroffenen Grundstücks, das 
betroffene Grundstück mit den gleichen „Fesseln“ des 
„alten“ Bebauungsplans belegt wäre, wie alle anderen 
Grundstücke, die sich in dem „alten“ Plangebiet befinden. 
 
Auch diese Kontrollerwägung offenbart, das Vorliegen 
einer rechtswidrigen Gefälligkeitsplanung, da Ziel der 
Planung es gerade ist, ein Grundstück singulär von 
„Fesseln“ zu befreien, wohingegen alle anderen 
Grundstücke im „alten“ Planungsgebiet weiter „gefesselt“ 
bleiben sollen. 
Auch wird nicht ausnahmsweise durch das Vorliegen von 
überragenden Zielen des Allgemeinwohls oder sonstigen 
höherrangigen Zielen, im Sinne einer Schranke-Schranke 
das Vorliegen einer rechtswidrigen Gefälligkeitsplanung 
aufgelöst. 
 
 
 
Es mag gegeben sein, dass die Schaffung von 
bezahlbarem (gefördertem) Wohnraum dem Allgemeinwohl 
dient. Dieses Ziel wird öffentlich aber nicht dadurch 
verfolgt, dass für die Schaffung von gefördertem 
Wohnraum „lockere“ Baubestimmungen zur 
Kostendämpfung gelten. Vielmehr wird das Ziel durch eine 

 
 
 
Die Ausnutzung des Grundstücks 
entspricht den gesetzlichen Werten 
eines allgemeinen Wohngebietes (WA) 
gemäß BauNVO und bleibt unter den 
Obergrenzen gemäß § 17 BauNVO. 
 
 
Die bislang im Bebauungsplan 
vorgesehene Kirchennutzung wurde 
aufgegeben. Die geplante Schaffung 
von Wohnraum ist nur durch eine 
Bebauungsplanänderung umsetzbar. 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben 
Gemeinden einen Bauleitplan 
aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist. 
 
 
Für die Änderung des Bebauungsplans 
der umliegenden Grundstücke, liegt 
kein Planungsbedürfnis vor.  
Die bislang im Bebauungsplan 
vorgesehene Kirchennutzung wurde 
aufgegeben. Die geplante Schaffung 
von Wohnraum ist nur durch eine 
Bebauungsplanänderung umsetzbar. 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben 
Gemeinden einen Bauleitplan 
aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist.  
 
Der Bebauungsplan enthält keine 
speziellen Baubestimmungen für 
kostengünstigen Wohnungsbau. Der 
Stellplatzschlüssel wurde im 
gesetzlichen Rahmen gemäß § 74 (2) 
Nr. 1 LBO geringfügig eingeschränkt.  

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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öffentliche Förderung der Finanzierung verfolgt, in der 
Geldmittel zu günstigeren Konditionen zur Verfügung 
gestellt werden, als diese auf dem freien Markt zu erlangen 
sind. Das Interesse möglichst kostenoptimiert zu bauen 
bzw. einen solchen Bau zu ermöglichen, ist auch in Fällen 
des sozialen Wohnungsbaus nicht anders zu bewerten, 
wie das Interesse eines jeden Grundstückseigentümers die 
Möglichkeit zu haben, möglichst kostengünstig bauen zu 
können. 
Überdies wird man an diesem Punkt zu bedenken haben, 
ob der geplante Bebauungsplan der alleine auf den Vorteil 
des einzigen vom Bebauungsplan betroffenen 
Grundstückseigentümers ausgerichtet ist, nicht als 
Subvention zu begreifen ist, da praktisch mit dem 
Bebauungsplan ein singuläres Bauprojekt gefördert wird. 
 
 
 
 
 
Ziel eines Bebauungsplans ist es nicht Subventionen zu 
gewähren. Die Gewährung einer entsprechenden 
„verdeckten“ Subvention bedeutet wiederum, dass eine 
Gefälligkeitsplanung vorliegt. 
Weitere Indizien für das Vorliegen einer rechtswidrigen 
Gefälligkeitsplanung sind überdies, dass Sie 
geständnisgleich in der Abwägungstabelle folgende 
Äußerung getätigt haben: 
„Es wird gezielt auf eine Tiefgarage verzichtet um 
kostenreduziert zu bauen und so sozialgebundene 
Wohnungen zu ermöglichen.“ 
Hierdurch offenbaren Sie, dass einziges Ziel der Planung 
ist, dem Grundstückseigentümer eine Subvention in Form 
einer Mehrnutzung des Grundstücks zu gewähren. Das 
Bauplanungsrecht ist kein Instrument zur Gewährung von 
Subventionen. Auch dies spricht für eine 
Gefälligkeitsplanung. 
 
Die Annahme der Gefälligkeitsplanung könne von Ihnen 
nur widerlegt werden, wenn praktisch der neue 
Bebauungsplan die Regelungen des „alten“ 
Bebauungsplans 1:1 oder aber mit „Erschwernissen“ für 

Gemäß der örtlichen Bauvorschriften 
können Gemeinden aus Gründen des 
Verkehrs oder aus städtebaulichen 
Gründen oder aus Gründen sparsamer 
Flächennutzung abweichende 
Regelungen zur Stellplatzverpflichtung 
vorsehen.  
Aufgrund der guten Radinfrastruktur in 
Bietigheim-Bissingen, des vorhandenen 
ÖPNV-Anschlusses und der fußläufigen 
Erreichbarkeit des Ortszentrums 
Bissingen mit Möglichkeiten zur 
Deckung des täglichen Bedarfs, wird 
ein auf 0,8 reduzierter 
Stellplatzschlüssel festgesetzt. 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung. 
 
Die bislang im Bebauungsplan 
vorgesehene Kirchennutzung wurde 
aufgegeben. Die geplante Schaffung 
von Wohnraum ist nur durch eine 
Bebauungsplanänderung umsetzbar. 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben 
Gemeinden einen Bauleitplan 
aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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das Grundstück fortschreibt oder aber eine Änderung des 
„alten“ Bebauungsplan vorgenommen wird, der generell 
eine entsprechende bauliche Mehrnutzung der 
Grundstücke ermöglicht. 
Alleine deswegen wird der Bebauungsplan keinen Bestand 
haben bzw. letztlich einer gerichtlichen Kontrolle nicht 
standhalten können. 
 
 
 
 
2. Keine Zielerreichung möglich 
Die Erreichung des Ziels des Bebauungsplans ist 
unmöglich. 
Der Bebauungsplan stellt eine Subvention dar, da der 
Bebauungsplan explizit darauf ausgerichtet ist dem 
Grundstückseigentümer eine intensive Nutzung des 
Grundstücks zu ermöglichen und damit einen finanziellen 
Vorteil zuzuwenden. Es wird insoweit auf die Ausführungen 
unter 1. in diesem Schreiben verwiesen. 
Ausgehend von dem Umstand, dass das geplant 
Bauvorhaben öffentlich gefördert wird - dies ist mehrfach 
bereits in Gesprächen mit den Anwohnern angeklungen - 
wird davon ausgegangen, dass hier das Förderprogramm 
„Wohnungsbau BW 2022“ genutzt werden dürfte. 
Die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für 
Landentwicklung und Wohnen zum Förderprogramm 
Wohnungsbau Baden-Württemberg 2022 (VwV-
Wohnungsbau BW 2022) hat in Ziffer 20 VwV-
Wohnungsbau BW 2022 eine Regelung für den Fall der 
Doppelförderung bzw. Mehrfachförderung eines 
entsprechenden Vorhabens. 
Nach Ziffer 20 VwV-Wohnungsbau BW 2022 ist eine 
Doppelförderung durch das Land unzulässig. Im Falle einer 
Doppelförderung im Rahmen des Programms 
„Wohnungsbau BW 2022“ mit anderen Förderungen - hier 
Ihrem Bebauungsplan - hat eine Überkompensation 
dadurch reguliert zu werden, als dass die Förderung aus 
dem Programm „Wohnungsbau BW 2022“ anteilig zu 
kürzen ist. 
Mithin wird daher die ersparten Kosten für die 
Nichtschaffung einer Tiefgarage, die geringeren Kosten für 

Die bislang im Bebauungsplan 
vorgesehene Kirchennutzung wurde 
aufgegeben. Die geplante Schaffung 
von Wohnraum ist nur durch eine 
Bebauungsplanänderung umsetzbar. 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben 
Gemeinden einen Bauleitplan 
aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist.  
 
 
Da durch das Vorhaben lediglich ein 
Grundstück betroffen ist, wurde ein 
vorhabenbezogenes 
Bebauungsplanverfahren gewählt, bei 
dem der Vorhabenträger gemäß § 12 
(1) BauGB die Planungs- und 
Erschließungskosten zu tragen hat. 
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die Errichtung eines Flachdaches und die mit der 
Errichtung des Flachdaches verbundenen Ersparnis von 
der Förderung nach dem Programm „Wohnungsbau BW 
2022“ in Abzug gebracht, so dass das durch Ihr 
(unzulässiges) Entgegenkommen letztlich das mit der 
Planung verfolgte Ziel der Errichtung von entsprechend 
geförderten Wohnraum nicht zu erreichen ist. 
Es bleibt damit festzuhalten, dass im Falle des von Ihnen 
beabsichtigten Entgegenkommens, das eine Subvention 
darstellt, letztlich das Planungsziel in gleicher Weise 
erreicht werden kann oder eben nicht, wie dies der Fall 
wäre, wenn die Regelungen des bestehenden 
Bebauungsplans auch für das Grundstück gelten würden. 
Vereinfacht ausgedrückt, wird Ihr Entgegenkommen das 
Bauvorhaben nicht ermöglichen, da Ihr Entgegenkommen, 
zu einer Kürzung der Förderung führen wird, was sodann 
zu Folge hat, dass das Bauvorhaben in gleicher Weise 
unmöglich sein wird, wie wenn das Bauvorhaben mit nur 
zwei Vollgeschossen und dem Erfordernis einer 
Unterkellerung / Tiefgarage ausgeführt wird. 
Es wird damit faktisch etwas von Ihnen geplant, was 
unmöglich ist bzw. sein wird. Ein Bebauungsplan der ein 
Ziel verfolgt, das nicht erreicht werden kann, ist per se 
rechtswidrig. 
Vorsorglich wird mitgeteilt, dass die Information des 
Ministeriums für Landentwicklung und Wohnen und der L-
Bank im Falle des Zustandekommens des Bebauungs-
plans vorbehalten bleibt, damit von dort eine Prüfung der 
Förderungsfähigkeit veranlasst werden kann. 
In diesem Zusammenhang ist auch auf Ziffer 21 VwV-
Wohnungsbau BW 2022 und die allgemeinen 
Verwaltungsgrundsätze / Subventionsgrundsätze 
verwiesen, wonach die Förderung gekürzt oder 
zurückgefordert werden kann. 
Es wird insoweit anheimgestellt, dass Sie sich mit dem 
Ministeriums für Landentwicklung und Wohnen und / oder 
der L-Bank ins Benehmen setzen und dies klären. 
 
3. Begründungssdefizit Pkw-Stellplätze 
Die Reduktion der Anzahl der erforderlichen Stellplätze von 
12 auf 10 leidet unter einem Begründungsdefizit, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stadt hat die Planungshoheit.  
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weswegen auch deswegen der Bebauungsplan, sollte er 
beschlossen werden, rechtswidrig ist. 
Der Landesgesetzgeber hat in § 37 I 1 LBO BW in der ab 
dem 01.08.2019 gültigen Fassung normiert, dass 
grundsätzlich pro Wohnung ein Stellplatz zu schaffen ist. 
Durch die Formulierung „ist“ hat der Landesgesetzgeber 
zum Ausdruck gebracht, dass dies der absolute Regelfall 
ist, ansonsten hätte der Landesgesetzgeber eine 
schwächere Formulierung, wie etwa „soll“ verwendet. 
Dieser Stellplatzschlüssel wird vom Landesgesetzgeber 
auch als notwendig begriffen, wie sich aus der 
Formulierung in § 37 I 4 LBO BW ergibt. 
In § 37 I 4 LBO BW hat der Landesgesetzgeber sodann, 
die Möglichkeit eröffnet, dass bis zu 1/4 der Stellplätze 
durch Schaffung von Fahrradstellplätzen ersetzt werden 
können. Hierbei hat der Landesgesetzgeber durch die 
Verwendung der Formulierung „kann“ bewusst kein 
Ermessen zwingend dahingehend eröffnet, dass dieser 
Weg zu gehen ist, da dann die Wendung „soll“ verwendet 
worden wäre. 
Ob die Anzahl der Stellplätze zu reduzieren ist, setzt damit 
immer eine umfassende Betrachtung des konkreten 
Einzelfalls unter Heranziehung aller in Betracht 
kommenden Umstände voraus, wobei hierbei vom Willen 
des Landesgesetzgeber auszugehen ist, als dass ein 
Stellplatz je Wohnung notwendig ist. Es müssen daher 
tragfähige und gewichtige Argumente ermittelt, dargelegt 
und gegeben sein, um von diesem Schlüssel nach unten 
abzuweichen. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass der 
Landesgesetzgeber sich im Jahre 2019 hierzu (erneut) 
entschieden hat. 
Betrachtet man das Zahlenwerk des statistischen 
Bundesamtes so ist bezogen auf Baden-Württemberg im 
Jahre 2022 von einer Pkw-Dichte von 615 Pkw je 1.000 
Einwohner auszugehen, wobei im Jahre 2012 lediglich 561 
Pkw je 1.000 Einwohner gegeben waren. 
Ergänzend ist anzumerken, dass nach den Feststellungen 
des Statistischen Bundesamtes im Jahre 2022 77,8 % aller 
Haushalte mindestens einen Pkw besitzen. Methodisch 
werden bei der statischen Ermittlung Haushalte mit einem 
monatlichen Nettoeinkommen von 18.000,00 € und mehr 

Der Stellplatzschlüssel wurde im 
gesetzlichen Rahmen gemäß § 74 (2) 
Nr. 1 LBO geringfügig eingeschränkt. 
Gemäß der örtlichen Bauvorschriften 
können Gemeinden aus Gründen des 
Verkehrs oder aus städtebaulichen 
Gründen oder aus Gründen sparsamer 
Flächennutzung abweichende 
Regelungen zur Stellplatzverpflichtung 
vorsehen.  
Aufgrund der guten Radinfrastruktur in 
Bietigheim-Bissingen, des vorhandenen 
ÖPNV-Anschlusses und der fußläufigen 
Erreichbarkeit des Ortszentrums 
Bissingen mit Möglichkeiten zur 
Deckung des täglichen Bedarfs, wird 
ein auf 0,8 reduzierter 
Stellplatzschlüssel festgesetzt. 
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sowie Selbstständige, Freiberufler und Landwirte nicht 
berücksichtigt. Ferner dürften statistisch Pkw nicht erfasst 
sein, die nicht von dem jeweiligen Haushalt sondern von 
einem Unternehmen gehalten und praktisch dem 
Mitarbeiter als Firmenwagen zur Verfügung gestellt 
werden. 
Der vom Statistischen Bundesamt ermittelte Satz von 77,8 
% dürfte bezogen auf Baden-Württemberg höher sein, da 
Baden-Württemberg bezogen auf alle Bundesländer 
hinsichtlich der Anzahl der Pkw je 1.000 Einwohner auf 
Platz 4 befindlich ist. Lediglich im Saarland, in Rheinland-
Pfalz und in Bayern ist der Anteil höher. 
Gemessen an dem Umstand, dass sehr gut verdienende 
Haushalte (Jahresnetto 216.000,- €) Selbstständige, 
Freiberufler und Landwirte nicht berücksichtigt werden und 
eine Wohnberechtigungsschein bei einem Single bis zu 
einem Jahreseinkommen von 55.250,00 € gewährt wird 
und die Einkommensgrenze bei Kindern erheblich 
angehoben ist, lässt sich die von Ihnen aufgestellte These, 
dass „wegen der sozialen Situation“ weniger Stellplätze 
benötigt werden, empirisch nicht im Ansatz nachvollziehen, 
weswegen hier eine haltlose These bzw. Meinung 
aufgestellt wird. 
Gerade der die Mitte der Gesellschaft und die 
Personengruppe die unterhalb des Einkommensmedian 
der Gesellschaft gelegen ist, hatte der Landesgesetzgeber 
im Blick, als der Landesgesetzgeber im Jahre 2019 bei 
einer leicht geringeren Fahrzeugdichte je Haushalt das 
Erfordernis eines Stellplatzes je Wohnung aufgestellt hat. 
Bereits in dem Umstand, dass Sie von einer falschen 
Faktenlage ausgehen bzw. Ihre Datenbasis nicht 
offenbaren, liegt ohne nähere Betrachtung des 
Wohngebietes ein erheblicher Ermessensfehler vor, da Sie 
eine nicht statistisch validierte Tatsachenbasis behaupten. 
 
Betrachtet man das Wohngebiet zusätzlich, so offenbart 
sich erst recht, dass Sie mit Ihrer Annahme den Boden der 
Realität verlassen haben. Die Parkplatzsituation in der 
Blumenstraße, der Lindenstraße, der Wannenstraße nebst 
dem Kieferweg, der Schillerstraße und der Ludwigsburger 
Straße im Abschnitt zwischen der Schillerstraße und 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In fußläufiger Umgebung gibt es 
ausreichend viele öffentliche Stellplätze 
(u.a. Parkplatz am Friedhof), die für alle 
Anwohner und Besucher zur Verfügung 
stehen. 
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Gerokstaße kann bereits jetzt als absolut unzureichend 
und mehr als nur „verparkt“ bezeichnet werden. 
 
Die Situation wird sobald das Bauvorhaben Blumenstraße 
2 und die Neuerrichtung des Kindergartens Schillerstraße 
nebst darüber liegende Wohnungen fertigstellt ist sich 
weiter zuspitzen. Die Parkplatzsituation ist damit bei 
genauer Betrachtung nicht geeignet weitere Fahrzeuge 
aufzunehmen, die durch 12 weitere Wohneinheiten bei nur 
10 Stellplätzen entstehen, wobei in diesen 12 
Wohneinheiten auch mit Besuch zu rechnen ist. 
 
Erschwerend kommt weiter hinzu, dass die Parkplätze 
offenbar in einem rechten Winkel zur Blumenstraße 
angeordnet werden und zum Großteil nur eine Breite von, 
2,5 m aufweisen. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass der ADAC die 
durchschnittliche Pkw-Breite eines Pkw der Kompaktklasse 
(z.B. VW Golf) ohne Berücksichtigung der Außenspiegel 
bezogen auf das Jahr 2021 mit ca. 1,78 m angibt. 
Berücksichtigt man die Außenspiegel zusätzlich, so hat 
etwa bereits ein VW Golf eine Breite von mehr als 2 m. Die 
Aufstellung des ADAC ist im Internet frei abrufbar 
(https://assets.adac.de/image/upload/v1573473524/ADAC-
eV/KOR/Text/PDF/Fahrzeugbreiten_hgw9tn.pdf). 
Gemessen hieran dürfte zu besorgen stehen, dass faktisch 
die 8 „schmalen“ Stellplätze keine vollen 8 nutzbaren 
Stellplätze darstellen, da bereits das Abstellen von 8 Pkw 
der Kompaktklasse unter Berücksichtigung eines üblichen 
Ein- und Aussteigevorgangs unmöglich sein dürfte, da 
zumindest mit Blick auf die Breite der Blumenstraße an 
dieser Stelle auch bei Preisgabe von ca. 1 m zusätzlicher 
Grundstücksfläche ein Beparken faktisch unmöglich macht. 
Mit Blick auf das Gebot der Planungsehrlichkeit, können 
die Stellplätze daher nicht mit einer Quote von 1 als 
Stellplatz berücksichtig werden und es ist vielmehr 
allenfalls davon auszugehen, dass 6 der 8 „kleinen“ 
Stellplätze faktisch nutzbar sind. 
Berücksichtigt man die tatsächlichen Gegebenheiten, so ist 
kein Raum für eine Reduzierung der Anzahl der 
notwendigen Stellplätze auf weniger als 12, da die 
Vorgaben des § 37 I 4 LBO nicht im Ansatz erfüllt sind und 

 
 
 
Das Bauvorhaben in der Blumenstraße 
2 verfügt über insgesamt 30 Pkw-
Stellplätze, was einem erhöhten 
Stellplatzschlüssel von 1,3 entspricht. 
Es sind damit mehr Stellplätze 
hergestellt, als baurechtlich notwendig. 
 
 
 
Die Breite und Tiefe der Stellplätze 
entsprechen grundsätzlich der 
Garagenverordnung. 
Damit die Stellplätze besser angefahren 
werden können, ist der Vorhabenträger 
bereit diese durch eine Neueinteilung 
zu verbreitern. 
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Sie praktisch keinerlei Ermessen tragfähig ausüben bzw. 
eine tragfähige Begründung geben. Ihre Begründung 
beschränkt ich auf die nicht fakten- und evidenzbasierten 
„Meinung“, dass 10 Stellplätze genügen würden. 
 
Es dürfte sicherlich zielführend sein, wenn mit den 
Anwohnern der „vorderen“ Teils der Blumenstraße vor 
Beschließung des Bebauungsplans in einen Dialog in der 
Form getreten wird, als dass ein offenes Gespräch mit dem 
Gemeinderat bzw. Teilen aller Fraktionen des 
Gemeinderates, dem Bürgermeister und der Amtsleitung 
des Bauamtes geführt wird. Im Rahmen dieses 
Gespräches wird man sicherlich einen Kompromiss finden 
können, der ein von mir keinesfalls gescheute Klärung vor 
dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg deutlich 
unwahrscheinlicher machen wird. 
Aktuell drängt sich der Eindruck auf, als ob die Stadt 
Bietigheim-Bissingen nur an den Lippen der Seite hängt, 
die die Häuser auf dem betroffenen Grundstück errichten 
möchte und praktisch jedes noch so nicht valide Argument 
von dort zu eigen macht und etwa die Architektursprache, 
die ein unbefangener Betrachter beim Blick in das 
Wohngebiet nur als „Faustschlag“ in das Gesicht 
empfinden kann, als „ruhig“ und „sehr gut in das Gebiet 
passend“ bewertet. 
Die von Ihnen für einen Mittwoch mit einer Vorlaufzeit von 
12 Tagen ab der Bekanntmachung angebotenen 
Gespräche in einem Zeitrahmen von 2 Stunden dürfte 
schlechterdings einer erwerbstätigen Person nicht 
zumutbar gewesen sein und auch etwa mit dem 
Rechtsgedanken des § 102 I VwGO und der dortigen 
Ladungsfrist von 14 Tagen nicht zu vereinbaren sein und 
eher auf die Verhinderung eines Dialoges gerichtet 
gewesen sein. 
Sollte ein solcher offener Austausch nicht erst in 
Mannheim gewünscht sein, können Sie gerne den 
Unterzeichner und auch alle weitere betroffenen Personen 
zu einem solchen Gespräch nebst Begehung einladen. 

  03.12.2023 Sehr geehrte Damen und Herren, 
als Eigentümer und Bewohner des Anwesens 
Blumenstraße XXX, 74321 Bietigheim-Bissingen mache 
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ich von meinem Recht auf Äußerung hinsichtlich des von 
Ihnen beabsichtigten vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
„Blumenstraße“ Gebrauch. 
In der Sache gebe ich folgendes zu bedenken: 
 
1. Mit dem Bebauungsplan, der als „Inselregelung“ exakt 
ein Grundstück betreffen soll, soll die Errichtung Gebäuden 
mit mit drei Vollgeschossen und einer 
Geschossflächenzahl von 1,01 ermöglicht werden. 
Im gesamten umliegenden Wohngebiet sind hingegen nur 
zwei Vollgeschosse und über die eine 
Geschossflächenzahl von 0,8 erlaubt. 
Es wird damit „inselartig“ ein um 20 % gesteigerte bauliche 
Nutzung und hinsichtlich der Geschosszahl eine sogar um 
33 % gesteigerte Nutzung singulär für ein einziges 
Grundstück ermöglicht. 
Eine sachliche rechtfertigt ist nicht ersichtlich oder gar 
dargetan und drängt sich im Übrigen auch nicht auf. 
Viel eher hat die Nutzung des Grundstücks sich an der 
Nutzung der angrenzenden Objekte zu orientieren, die 
insoweit von 2 Vollgeschossen bzw. einer 
Geschossflächenzahl von 0,8 geprägt ist. 
 
2. Weiter ist umliegend eine Dachneigung von 30 - 35 
Grad vorgeschrieben. 
Im Rahmen der „Insellösung“ soll nunmehr ein Flachdach 
ermöglicht werden. 
Die Verwendung eines Flachdaches in Kombination mit 
einem dritten Vollgeschoss führt praktisch dazu, das 
Gebäude, für das der Bebauungsplan geschaffen wird, 
absolut aus dem Gebiet heraussticht und sich gerade nicht 
in das harmonische Bild der Umgebung einfügt. 
 
3. Ausgehend von 12 Wohneinheiten ist mit Blick auf § 37 I 
1 LBO mindesten 12 Pkw-Stellplätze zu fordern. 
Raum für eine Reduzierung der Stellplätze über § 37 I 4 
LBO auf weniger als 12 Stellplätze einhergehend mit der 
Schaffung von Fahrradstellplätzen besteht nicht. 
Die von Ihnen insoweit bemühte Erwägung, als dass bei 
sozialgebunden Wohnungen und einer guten Anbindung 
an den ÖPNV dies eine Reduktion der Stellplätze auf 8 
tragen würde, erweist sich als nicht im Ansatz tragend und 

 
 
 
 
 
Die Geschossflächenzahl (GFZ) von 
1,03 liegt unter dem gesetzlich 
möglichen Höchstwert von 1,2 für 
Allgemeine Wohngebiete (gemäß § 17 
(1) BauNVO) und ist daher auch an 
diesem Standort grundsätzlich 
verträglich.  
Das Vorhaben entspricht einer 
moderaten Nachverdichtung. 
In den umliegenden Bebauungsplänen 
sind zwei Geschosse mit Satteldach 
zulässig. Hinsichtlich der Gesamthöhe 
der Gebäude entspricht dies in etwa 
drei Vollgeschossen mit Flachdach.  
 
 
 
 
Flachdachgebäude fügen sich durch 
ihre ruhige Architektursprache sehr gut 
in ein Umfeld mit Satteldachbebauung. 
Des Weiteren kann durch ein 
Flachdachgebäude das Grundstück 
besser ausgenutzt und so mehr 
Wohnraum geschaffen werden. 
 
 
 
Gemäß der örtlichen Bauvorschriften 
können Gemeinden aus Gründen des 
Verkehrs oder aus städtebaulichen 
Gründen oder aus Gründen sparsamer 
Flächennutzung abweichende 
Regelungen zur Stellplatzverpflichtung 
vorsehen.  
Aufgrund der guten Radinfrastruktur in 
Bietigheim-Bissingen, des vorhandenen 

 
 
 
 
 
Zurückweisung 
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überzeugend, da es keinesfalls so ist, dass Personen, die 
von sozialgebundenen Wohnungen angesprochen werden, 
nicht oder seltener als die Durchschnittsbevölkerung über 
Pkw verfügen. 
Ein Wohnberechtigungsschein kann von der 
Einkommensgrenze bereits bei kinderreichen Familien – 
das vorhalten einer 5-Zimmer-Wohnung und das vorhalten 
von fünf 4-Zimmer-Wohnungen zielen auf kinderreiche 
Familien von der Konzeption ab - sogar noch bei 
Einkommen in der Größenordnung von 82.500,- (5-
Personenhaushalt) erlangt werden und selbst Single- und 
Paarhaushalte mit einem Jahreseinkommen von 55.250,00 
€ sind keinesfalls in einer solchen finanziellen Situation, als 
dass kein Pkw gehalten werden kann. 
Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass selbst beim Bezug 
von Leistungen nach dem SGB II oder der SGB XII, mithin 
also bei Menschen, die in einer echten sozialen Notlage 
befindlich sind, Pkw vorhanden und sogar rechtlich vor 
einer Verwertung geschützt sind (§ 12 I Nr. 2 SGB II / § 90 
II Nr. 10 SGB XII). 
Gerade bei kinderreichen Familien ist sogar damit zu 
rechnen, dass mehr als 1 Pkw vorhanden ist, weswegen 
eigentlich in Erwägung zu ziehen wäre, über die Vorgaben 
des § 37 1 LBO hinausgehend weitere Stellplätze zu 
fordern, zumal es in dem Abschnitt Blumenstraße 7 bis zur 
Ludwigsburger Straße keinerlei Parkmöglichkeiten gibt und 
auch der Bereich Blumenstraße 7 bis Lindenstraße bereits 
jetzt das Pkw-Aufkommen kaum stemmen kann, obwohl 
bereits ein Großteil der Häuser deutlich mehr als 1 
Stellplatz pro Wohneinheit aufweisen. Die Situation an den 
angrenzenden Straßen ist auch nicht besser. 
Ausreichend Stellplätze könnten bei geeigneter Planung, 
etwa durch unterkellerte Gebäude und einhergehend damit 
der Verfügbarkeit der „Kellerersatzfläche“ geschaffen 
werden. 
 
4. Der Umstand, dass Wohnungen im Rahmen des 
sozialen Wohnungsbaus errichtet werden sollen, 
rechtfertigt nicht die Anlegung eines dem Eigentümer 
entgegenkommenden Maßstabes. 
Nach Ablauf der entsprechenden Bindungsfrist des 
sozialen Wohnbaus kann sodann über das Grundstück 

ÖPNV-Anschlusses und der fußläufigen 
Erreichbarkeit des Ortszentrums 
Bissingen mit Möglichkeiten zur 
Deckung des täglichen Bedarfs, wird 
ein auf 0,8 reduzierter 
Stellplatzschlüssel festgesetzt. 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gebäude werden in einer qualitativ 
hochwertigen Holzbauweise ausgeführt. 
Es gibt keine ersichtlichen Gründe, 
dass diese nach 25 Jahren abgerissen 
werden müssen. 
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erneut frei verfügt werden und es können sodann 
„reguläre“ Wohnungen errichtet werden, für die dann 
ebenfalls die „großzügigen“ Bestimmungen des 
Bebauungsplans gelten. 
Ein derartiges vorgehen bzw. ein derartiger 
Entwicklungsplan steht von Seiten der Eigentümer zu 
vermuten, da die geplanten Häuser als Holzhäuser ohne 
Unterkellerung in einfachster Weise errichtet werden und 
keinesfalls auf langfristigen Bestand und eine 
immobilientypische Nutzungsdauer ausgerichtet sind.  
Vielmehr steht zu besorgen und zu vermuten, dass die 
Häuser gerade die Bindungsfrist erreichen sollen. 
Dem kann nur dadurch entgegenwirkt werden, dass keine 
Abweichung vom Gebietscharakter genehmigt und 
vielmehr eine gebietstypische Bebauung lediglich 
ermöglicht wird. 
 
Zusammengefasst bleibt festzuhalten, dass der von Ihnen 
geplante Bebauungsplan nicht bzw. nicht in der 
vorliegenden Form zu beschließen ist. Dem 
diesbezüglichen Ansinnen wird diesseitig entschieden 
widersprochen. Wenn überhaupt hat keine „Insellösung“ 
gefunden zu werden und die Entwicklung des Grundstücks 
Blumenstraße 7 hat den allgemeinen baulichen 
Gegebenheiten des Gebietes ohne Sonderregelungen zu 
folgen. 
Bereits jetzt erlaube ich mir den Hinweis, dass sollten Sie 
den Bebauungsplan beschließen, diesseitig ersthaft eine 
gerichtliche Überprüfung vor dem Verwaltungsgerichtshof 
Baden-Württemberg im Rahmen eines 
Normenkontrollverfahrens zu prüfen sein wird. 

Nach 25 Jahren gilt weiterhin der 
vorhabenbezogenen Bauungsplan mit 
entsprechenden Festsetzungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stadt hat die Planungshoheit. 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 

2.  Bürgeranregung 2 30.07.2024 Vorhabenbezogener Bebauungsplan und örtliche 
Bauvorschriften „Blumenstraße“ Planbereich 13.2 
Einwände gegen den Bebauungsplan 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
als Eigentümer und Bewohner des Anwesens XXX, 74321 
Bietigheim-Bissingen machen wir (erneut) von unserem 
Recht auf Äußerung hinsichtlich des von Ihnen 
beabsichtigten vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
„Blumenstraße“ Gebrauch. Wir verweisen auf unseren 
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Widerspruch vom 04.12.2023 welchen wir vollumfänglich 
aufrechterhalten und zum Gegenstand des vorliegenden 
Vorbringen machen. Das Schreiben vom 04.12.2023 fügen 
wir als Anlage bei. 
 
1. Vorliegen einer rechtswidrigen Gefälligkeitsplanung 
Bei dem vorliegenden von Ihnen beabsichtigten 
Bebauungsplan handelt es sich um eine rechtswidrige 
Gefälligkeitsplanung. 
 
Nach der Rechtsprechung insbesondere auch des 
Verwaltungsgerichtshofes Baden-Württemberg (vgl. etwa 
Verwaltungsgerichts Baden-Württemberg Urteil vom 
21.07.2022 Az. 5 S 1940/20 dort Rn. 62 nach juris) liegt 
insbesondere dann eine unzulässige Gefälligkeitsplanung 
vor, wenn die Planung ausschließlich dem Zweck dient 
private Belange zu befriedigen. 
So liegt der Fall bei entsprechend gebotener Gesamtschau 
hier. 
 
Bereits ein deutliches Indiz für die Annahme einer 
entsprechenden rechtswidrigen Gefälligkeitsplanung ist 
darin zu erblicken, dass lediglich ein Grundstück beplant 
wird.  
Dieses singuläre Grundstück befindet sich bereits im 
Bereich eines gültigen Bebauungsplans. Es handelt sich 
daher nicht um ein Grundstück in einem unbeplanten 
Bereich. Wird ein Grundstück aus einem bestehenden 
Bebauungsplan herausgenommen und in einen anderen 
Bebauungsplan überführt, der singulär nur für dieses 
Grundstück erlassen wird, spricht dieser Umstand bereits 
stark dafür, dass damit nur die ausschließlich privaten 
Belange des Grundstückeigentümers bzw. etwaigen 
Erwerbers des Grundstücks befriedigt werden sollen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung.  
Im März 2024 hat der Gemeinderat das 
Stadtkonzept 2035 beschlossen. Im 
„Themenfeld 1 – Wohnen und 
Wohnumfeld“ ist die 
Entwicklungsstrategie beschrieben. Das 
Vorhaben entspricht sowohl dem Ziel 
Innen- vor Außenentwicklung als auch 
der Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum. 
 
Die Stadt hat die Planungshoheit. 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung.  
Die bislang im Bebauungsplan 
vorgesehene Kirchennutzung wurde 
aufgegeben. Die geplante Schaffung 
von Wohnraum ist nur durch eine 
Bebauungsplanänderung umsetzbar. 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben 
Gemeinden einen Bauleitplan 
aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist.  
Da durch das Vorhaben lediglich ein 
Grundstück betroffen ist, wurde ein 
vorhabenbezogenes 
Bebauungsplanverfahren gewählt, bei 
dem der Vorhabenträger gemäß § 12 
(1) BauGB die Planungs- und 
Erschließungskosten zu tragen hat. 

 
 
 
 
 
 

Zurückweisung 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
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Städtebaulich besteht hierfür keine Notwendigkeit, da nicht 
ein unbeplantes Grundstück nunmehr einer Beplanung 
zugeführt werden soll oder aber eine 
Planungsfortschreibung erfolgen soll. Vielmehr führt die 
Schaffung eines isolierten Bebauungsplans für ein 
Grundstück, dass dann praktisch von anderen 
Planungsgebieten bzw. Bebauungsplänen umzingelt ist, zu 
einer Zersplitterung des Plangebietes und zu einer 
Unübersichtlichkeit der Planungssituation. Eine 
Zersplitterung der Planungssituation kann nie im Interesse 
der Allgemeinheit liegen, zumal eine solche Zersplitterung 
mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung aller Eigentümer 
von Grundstücken nicht in Einklang zu bringen ist. 
 
Ein weiteres Indiz für die vorstehenden Erwägungen ist, 
dass der aufzustellende Bebauungsplan eine weit 
intensivere Nutzung des Grundstücks zulässt, als dies der 
bestehende Bebauungsplan zulassen würde. Es soll eine 
GFZ von 1,2 statt wie im angrenzenden Bebauungsplan 
von max. 0,8; sowie eine GRZ von 0,6 statt wie bisher 0,4 
erlaubt sein.  
 
Der Umstand, dass eine Umnutzung des Grundstücks von 
seinem bisherigen Zweck – „Betrieb eines Gotteshauses“ – 
in einen anderen Zweck – „Wohnnutzung“ – unbestritten 
zulässig sein dürfte, vermag das Vorliegen einer 
Gefälligkeitsplanung nicht zu entkräften. Da im Falle der 
Änderung des „alten“ Bebauungsplans hinsichtlich der Art 
der Nutzung des betroffenen Grundstücks, das betroffene 
Grundstück sich den gleichen Bauregeln zu unterwerfen 
hätte, wie alle anderen Grundstücke, die sich in dem 
„alten“ Plangebiet befinden. 
 
Das Ziel der Planung ist es gerade, ein Grundstück 
singulär zu bevorzugen, wohingegen alle anderen 
Grundstücke im „alten“ Planungsgebiet weiterhin den 

Es liegt demnach keine 
Gefälligkeitsplanung vor, da die Stadt 
mit dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan städtebauliche Ziele 
verfolgt. 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung.  
Die geplante Wohnnutzung fügt sich 
nach Art und Maß der baulichen 
Nutzung in das bestehende Wohngebiet 
ein. 
 
 
 
 
 
 
Die Ausnutzung des Grundstücks 
entspricht den gesetzlichen Werten 
eines allgemeinen Wohngebietes (WA) 
gemäß BauNVO und bleibt unter den 
Obergrenzen gemäß § 17 BauNVO. 
 
 
 
Die bislang im Bebauungsplan 
vorgesehene Kirchennutzung wurde 
aufgegeben. Die geplante Schaffung 
von Wohnraum ist nur durch eine 
Bebauungsplanänderung umsetzbar. 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben 
Gemeinden einen Bauleitplan 
aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist. 
 
Für die Änderung des Bebauungsplans 
der umliegenden Grundstücke, liegt 
kein Planungsbedürfnis vor.  

 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
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Bauregeln des „alten“ Bebauungsplans unterworfen 
bleiben sollen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es mag gegeben sein, dass die Schaffung von 
bezahlbaren (geförderten) Wohnraum dem Allgemeinwohl 
dient. Dieses Ziel wird öffentlich aber nicht dadurch 
verfolgt, dass für die Schaffung von geförderten Wohnraum 
„lockere“ Bestimmungen zur Kostendämpfung gelten. 
Vielmehr wird das Ziel durch eine öffentliche Förderung der 
Finanzierung verfolgt.  
Überdies ist der geplante Bebauungsplan, der alleine auf 
den Vorteil des einzigen vom Bebauungsplan betroffenen 
Grundstückeigentümers ausgerichtet ist, als Subvention zu 
begreifen. Mit dem Bebauungsplan wird ein singuläres 
Bauprojekt gefördert, nämlich das der Neuapostolischen 
Kirche Stuttgart. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ziel eines Bebauungsplans ist es nicht, Interessen eines 
einzelnen Grundstückeigentümers zu gewähren. Dies 
spricht für eine Gefälligkeitsplanung. Die Annahme der 
Gefälligkeitsplanung könnte von Ihnen nur widerlegt 

Die bislang im Bebauungsplan 
vorgesehene Kirchennutzung wurde 
aufgegeben. Die geplante Schaffung 
von Wohnraum ist nur durch eine 
Bebauungsplanänderung umsetzbar. 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben 
Gemeinden einen Bauleitplan 
aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist.  
 
Der Bebauungsplan enthält keine 
speziellen Baubestimmungen für 
kostengünstigen Wohnungsbau. Der 
Stellplatzschlüssel wurde im 
gesetzlichen Rahmen gemäß § 74 (2) 
Nr. 1 LBO geringfügig eingeschränkt.  
Gemäß der örtlichen Bauvorschriften 
können Gemeinden aus Gründen des 
Verkehrs oder aus städtebaulichen 
Gründen oder aus Gründen sparsamer 
Flächennutzung abweichende 
Regelungen zur Stellplatzverpflichtung 
vorsehen.  
Aufgrund der guten Radinfrastruktur in 
Bietigheim-Bissingen, des vorhandenen 
ÖPNV-Anschlusses und der fußläufigen 
Erreichbarkeit des Ortszentrums 
Bissingen mit Möglichkeiten zur 
Deckung des täglichen Bedarfs, wird 
ein auf 0,8 reduzierter 
Stellplatzschlüssel festgesetzt. 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung. 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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werden, wenn praktisch der neue Bebauungsplan die 
Regelungen des „alten“ Bebauungsplans fortschreibt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Begründung PKW-Stellplätze 
Ebenfalls ist im neuen Bebauungsplan ein reduzierter 
Stellplatzschlüssel von 0,8 geplant. Ausgehend von 12 
Wohneinheiten ist mit Blick auf § 37 I 1 LBO mindestens 1 
PKW Stellplatz pro Wohnung zu fordern. 
Die von Seiten der Stadt in der Abwägungstabelle 
angeführte Äußerung, dass auf Grund sozialgebundener 
Wohnungen und einer guten Anbindung an den ÖPNV dies 
eine Reduzierung der Stellplätze auf 10 tragen würde, 
erweist sich als nicht im Ansatz tragend und überzeugend, 
da es keinesfalls so ist, dass Personen, die von 
sozialgebunden Wohnung angesprochen werden, nicht 
oder seltener als die Durchschnittsbevölkerung über PKW 
verfügt.  
Ergänzend ist anzumerken, dass selbst beim Bezug von 
Leistungen nach dem SGB II oder der SGB XII, mithin 
Menschen, die in einer echten sozialen Notlage befindlich 
sind, sind PKW vorhanden und sogar rechtlich vor einer 
Verwertung geschützt werden (§12 I Nr. 2 SGB II/ § 90 II 
Nr. 10 SGB XII). 
Des Weiteren ist laut statistischen Landesamt Baden-
Württemberg der PKW-Bestand 2024 auf einen neuen 
absoluten Höchststand gestiegen. War der PKW-Bestand 
2020 noch bei 744 PKW je 1000 Einwohner ist er auf 758 
PKW je 1000 Einwohner im Jahr 2024 angestiegen. 
https://www.statistik-
bw.de/Verkehr/KFZBelastung/LRt1503.jsp. 
 
Erschwerend kommt weiter hinzu, dass die Parkplätze 
offenbar in einem rechten Winkel zur Blumenstraße 
angeordnet werden und zum Großteil nur eine Breite von 

Die bislang im Bebauungsplan 
vorgesehene Kirchennutzung wurde 
aufgegeben. Die geplante Schaffung 
von Wohnraum ist nur durch eine 
Bebauungsplanänderung umsetzbar. 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben 
Gemeinden einen Bauleitplan 
aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist.  
 
 
Die Stadt hat die Planungshoheit.  
Der Stellplatzschlüssel wurde im 
gesetzlichen Rahmen gemäß § 74 (2) 
Nr. 1 LBO geringfügig eingeschränkt. 
Gemäß der örtlichen Bauvorschriften 
können Gemeinden aus Gründen des 
Verkehrs oder aus städtebaulichen 
Gründen oder aus Gründen sparsamer 
Flächennutzung abweichende 
Regelungen zur Stellplatzverpflichtung 
vorsehen.  
Aufgrund der guten Radinfrastruktur in 
Bietigheim-Bissingen, des vorhandenen 
ÖPNV-Anschlusses und der fußläufigen 
Erreichbarkeit des Ortszentrums 
Bissingen mit Möglichkeiten zur 
Deckung des täglichen Bedarfs, wird 
ein auf 0,8 reduzierter 
Stellplatzschlüssel festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Breite und Tiefe der Stellplätze 
entsprechen grundsätzlich der 
Garagenverordnung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
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2,5 m aufweisen. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass der 
ADAC die durchschnittliche PKW-Breite eines PKW der 
Kompaktklasse (z.B. VW Golf) ohne Berücksichtigung der 
Außenspiegel bezogen auf das Jahr 2021 mit ca. 1,78 m 
angibt. Berücksichtigt man die Außenspiegel zusätzlich, so 
hat etwa bereits ein VW-Golf eine Breite von mehr als 2,0 
m. Gemessen hieran sind faktisch die 8 schmalen 
Stellplätze keine volle 8 nutzbare Stellplätze, da bereits 
das Abstellen von 8 PKW der Kompaktklasse unter 
Berücksichtigung eines üblichen Ein- und 
Aussteigevorgangs unmöglich sein dürfte. Da zumindest 
mit Blick auf die Breite der Blumenstraße an dieser Stelle 
auch bei Zugabe von ca. 1,0 m zusätzlicher 
Grundstücksfläche ein Beparken faktisch unmöglich macht. 
Ausreichend Stellplätze könnten bei geeigneter Planung 
etwa durch eine geringere Geschosszahl wie z.B. nur 2 
Vollgeschosse je Gebäude = 8 Wohneinheiten erreicht 
werden. Dann würden die geplanten PKW Stellplätze 
ausreichen. Dass dies möglich ist, zeigt auch eine 
Hoffnungshäuseranlage in Konstanz. 
 
3. Alter Baumbestand an angrenzenden Grundstücke 
Direkt an der Grenze der Grundstücke XXX, XXX und XXX 
steht eine weit über 60 Jahre alte Weißbuche mit einem 
Stammumfang von 183 cm. Lt. Satzung der Stadt 
Bietigheim-Bissingen zum Schutz des Baumbestandes 
steht dieser Baum unter besonderem Schutz. Nach § 3 
Absatz 1 der Satzung ist es verboten Eingriffe 
vorzunehmen, die zum Absterben des geschützten 
Baumes führen oder führen können.  Nach § 3 Absatz 2 
der Satzung ist es verboten Eingriffe vorzunehmen, die 
den Aufwuchs des Baumes beeinträchtigen. Als solche 
verbotenen Handlungen im Sinne von Abs. 1 kommen 
auch Maßnahmen im Wurzelbereich geschützter Bäume in 
Betracht, insbesondere die in § 3 Abs. 2 Nr. 1 – 7 
aufgeführten Handlungen.  Als Wurzelbereich in diesem 
Sinne gilt die Kronentraufe (senkrechte Projektion der 
Baumaußenkante) zuzüglich 1,5 m. 
(https://www.bietigheim-
bissingen.de/fileadmin/user_upload_stadtverwaltung/seiten
struktur/stadt-tourismus/natur-und-gaerten/stadt-in-
gruen/satzung_zum_schutz_des_baumbestandes.pdf) 

Damit die Stellplätze besser angefahren 
werden können, ist der Vorhabenträger 
bereit diese durch eine Neueinteilung 
zu verbreitern. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Gutachten eines öffentlich 
bestellten und vereidigten 
Sachverständigen zur Beurteilung der 
Bäume und Ermittlung von 
Schutzmaßnahmen vom 29. Februar 
2024 geht davon aus, dass ein Erhalt 
des Baumes bei Durchführung des 
Vorhabens gut möglich ist. Der 
Vorhabenträger wird in dem 
Durchführungsvertrag zur Umsetzung 
des Gutachtens und darin 
vorgesehener Schutzmaßnahmen 
verpflichtet.. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Wie im Anhang „Zeichnung mit Baumüberlappung 1+2“ 
ersichtlich, berühren die Äste heute bereits die Wände der 
geplanten Wohngebäude.  

 
Hier wäre anzumerken, dass lt. Gutachten der 
Schutzbereich des Baumes mind. 4,5 m von der 
Grundstücksgrenze verlaufen sollte.  Dies ist lt. 
Bebauungsplan nicht möglich, da die Häuser nur 3,80 m 
von der Grundstücksgrenze entfernt errichtet werden 
sollen. Sollte der Schutzbereich verringert werden müssen, 
ist ggf. ein Wurzelvorhang notwendig. Dies ist ein Graben 
in dem die Wurzeln abgetrennt und entsprechend versorgt 
werden.  
 
Dies wäre alles zu umgehen, wenn das Baufenster der 
Häuser um 1,5 m – 2,0 m nach Westen verschoben wird. 
Das würde die Standfestigkeit des Baumes sichern und 
würde dann auch der Satzung der Stadt Bietigheim-
Bissingen entsprechen. 
 
Sollte das Baufenster der Häuser bei einem Grenzabstand 
von 3,80 m bleiben sehen wir die Standfestigkeit des 
Baumes, selbst bei entsprechenden Schutzvorrichtungen, 
als sehr gefährdet an und fürchten, dass bei einem Sturm 
der Baum zu Fall kommen kann und Schäden an 
umstehenden Gebäuden verursacht. Aus diesem Grund 
sehen wir uns dann gezwungen auf eine Fällung des 
Baumes und Ausgleichsmaßnahmen zu Lasten des 
Bauherren zu bestehen.  
 
4. Mindestabstand der angrenzenden Flurstücke 
Im Bebauungsplan Wannenstr. 1 ist bei den Flurstücken 
XXX und XXX ein Mindestabstand zum Grundstück der 
NAK von 3 m (für alle Gebäude auch Garagen) 
vorgeschrieben. Grund hierfür ist, dass die kirchliche 
Anlage besonders hervorgehoben werden sollte. Doch mit 
dem Abriss der Kirche ist diese Sonderstellung nicht mehr 
gegeben. Trotzdem bleibt der Bebauungsplan Wannenstr. 
1 unberührt und die Vorschrift des Mindestabstandes von 
3,0 m bleibt bestehen. Das können wir als direkte 
Nachbarn nicht nachvollziehen. Bei der Erbauung der 

 
 
 
 
 
Auch durch die Anwendung eines evtl. 
Wurzelvorhangs, ist der Erhalt des 
Baumes gut möglich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über eine zukünftige Änderung des 
Bebauungsplans Wannenstraße kann 
im Rahmen dieses Verfahrens nicht 
entschieden werden. Die Anregung wird 
zur Kenntnis genommen und unterliegt 
der Planungshoheit der Stadt bzw. des 
Gemeinderats. 
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Neuapostolischen Kirche hat sie ein Sonderrecht 
bekommen und nun soll der NAK schon wieder eine 
Ausnahmeregelung zuerkannt werden. Dies entspricht 
einer Gefälligkeitsplanung, wie in Punkt 1 bereits 
angeführt, und ist nicht nachvollziehbar und widerspricht 
dem Gleichbehandlungsgrundsatz! Daher fordern wir, dass 
bei den Flurstücken XXX und XXX dieser Mindestabstand 
aufgehoben wird! 
 
Lt. Abwägungstabelle der Stadt Bietigheim-Bissingen: Eine 
Grenzbebauung von Garagen und Nebenanlagen kann 
entsprechend den gesetzlichen Regelungen gemäß § 6 
LBO ermöglicht werden. 
 
Dies ist eine Kannbestimmung!  
Wir fordern die Aufhebung des Mindestabstandes von 3 m 
entweder 
- durch Änderung des bestehenden Bebauungsplans 
- in Form eines Zusatzes des bestehenden 

Bebauungsplans  
- oder in Form einer städtebaulichen Vereinbarung 

 
Es wäre sicherlich zielführend, wenn mit den Anwohnern 
des „vorderen“ Teils der Blumenstraße vor Beschließung 
des Bebauungsplans ein offenes Gespräch mit dem 
Gemeinderat bzw. Teilen aller Fraktionen des 
Gemeinderates, dem Baubürgermeister und der 
Amtsleitung des Bauamtes geführt wird.  Im Rahmen 
dieses Gespräches wird man sicherlich tragbare 
Lösungen/Kompromisse finden können. Denn nur ein 
gemeinsames Miteinander fördert die Akzeptanz und ein 
nachbarschaftliches Miteinander. 
 
Aktuell drängt sich der Eindruck auf, als ob die Stadt 
Bietigheim-Bissingen nur auf diejenige Seite hört, die die 
Häuser auf dem betroffenen Grundstück errichten möchte 
(NAK Stuttgart) und sich jedes noch so valide Argument 
von dort zu eigen macht. Ein solches Bauvorhaben, das 
ein unbefangener Betrachter beim Blick in das Wohngebiet 
nur als „Faustschlag“ in das Gesicht empfinden kann, wird 
von Seiten der Stadt in der Abwägungstabelle, als „ruhig“ 
und „sehr gut in das Gebiet passend“ bewertet.  
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Sollte ein offener Austausch nicht erst vor dem 
Landesgerichtshof Baden-Württemberg in Mannheim 
gewünscht sein, können Sie gerne die Unterzeichner und 
auch alle weitere betroffenen Personen zu einem offen 
Gespräch nebst Begehung einladen. 

  04.12.2023 Sehr geehrte Damen und Herren, 
fristgerecht widersprechen wir (Eigentümer des Grundst. 
XXX) dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Blumenstraße Planbereich 13.2. v. 06.11.2023. Wir als 
direkte Anwohner sind unmittelbar von der geplanten 
Änderung betroffen und widersprechen dieser mit 
folgender Begründung: 
 
Es wird ein Bebauungsplan angestrebt, der eine 3-
Vollgeschossige Bauweise mit einer GFZ von 1,01 erlaubt. 
Im gesamten umgebenden Wohngebiet sind It. 
Bebauungsplan nur max. 2-Vollgeschosse mit einer GFZ 
von 0,8 erlaubt. Dies ist eine Überschreitung der GFZ um 
mehr als 20% gegenüber allen umliegenden Gebäuden. 
Durch die 3-Vollgeschossige Bauweise kommt es zu einem 
größeren Schattenwurf auf den angrenzenden 
Grundstücken. 
Die im Bebauungsplan festgelegten Werte dienen dem 
harmonischen Miteinander und dem Schutz der 
umliegenden Anwohnerschaft. Nach dem 
Bundesverfassungsgericht hat die Festsetzung von 
Bebauungsgebieten durch Bebauungspläne grundsätzlich 
Nachbar schützende Funktion. Deshalb ist nicht einsehbar, 
warum in dem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan der 
Blumenstr. 7, der wie eine Insel im Bebauungsplan 
Wannenstr. liegt andere Werte gelten sollen. Die 
ursprünglich festgelegten Werte sind zum harmonischen 
Miteinander und dem Gleichbehandlungsgrundsatz 
unbedingt einzuhaken. Es ist nicht verständlich, warum in 
diesem Fall von den üblichen Normen und von den für die 
Nachbarschaft gültigen Regularien abgewichen werden 
soll.  
 
In den umliegenden Bebauungsplänen sind 
Dachneigungen von 30 - 35 Grad vorgeschrieben. Das 

 
 
 
 
 
 
 
 
Das Vorhaben entspricht einer 
moderaten Nachverdichtung. 
In den umliegenden Bebauungsplänen 
sind zwei Geschosse mit Satteldach 
zulässig. Hinsichtlich der Gesamthöhe 
der Gebäude entspricht dies in etwa 
drei Vollgeschossen mit Flachdach.  
Die Geschossflächenzahl (GFZ) von 
1,03 liegt unter dem gesetzlich 
möglichen Höchstwert von 1,2 für 
Allgemeine Wohngebiete (gemäß § 17 
(1) BauNVO) und ist daher auch an 
diesem Standort grundsätzlich 
verträglich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Flachdachgebäude fügen sich durch 
ihre ruhige Architektursprache sehr gut 
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geplante Bauvorhaben verfügt aber über ein Flachdach. 
Dies passt optisch nicht in das bestehende Baugebiet. 
 
 
 
 
Ebenfalls ist im neuen Bebauungsplan ein reduzierter 
Stellplatzschlüssel von 0,8 geplant. 
Es wird zwar davon ausgegangen, dass Bewohner mit 
einem Wohnberechtigungsschein weniger PKWs besitzen. 
Doch die Wirklichkeit sieht meist anders aus. Wenn 
Krankenschwestern und Polizisten, so die Auskunft von Hr. 
Kessing, ebenfalls zum Personenkreis eines 
Wohnberechtigungsscheins gehören, werden diese 
aufgrund ihres Schichtdienstes einen PKW besitzen. Die 
Blumenstr. westlich ist ein Wohnweg und nördlich eine 
Spielstraße, hier können somit keine Fahrzeuge parken. 
Es muss also unbedingt für ausreichend PKW-Stellplätze 
auf dem Grundstück gesorgt werden. 
 
 
 
 
 
 
Die Nutzbarkeit der geplanten Parkplätze - 8 Parkplätze für 
12 Wohnungen - ist äußerst fraglich, da die Zufahrtsstraße 
- eine Spielstraße - sehr schmal ist, und der daraus 
erforderliche Zufahrtswinkel zu spitz wird. Das Ein- und 
Ausparken scheint auf den vorgesehenen Parkplatz sehr 
schwierig bis nicht möglich. 
 
 
 
Im Vorhabenbezogener Bebauungsplan sind 24 
Fahrradstellplätze vorgesehen. 
Die 24 Fahrradstellplätze stehen laut Zeichnung auf einer 
Fläche von 10,75m x 2m (in 1:500 21,5mm x 4mm). 
Jeder Stellplatz hat damit eine Breite von 45cm. 
Laut LBO hat ein Stellplatz für ein Fahrrad 0,8m x 2m groß 
zu sein. Für 24 Fahrräder also 19,2m x 2m (in 1:500 38mm 
x 4mm). Zu nicht ausreichender PKW- Stellplatzfläche 

in ein Umfeld mit Satteldachbebauung. 
Des Weiteren kann durch ein 
Flachdachgebäude das Grundstück 
besser ausgenutzt und so mehr 
Wohnraum geschaffen werden. 
 
Der Stellplatzschlüssel wurde im 
gesetzlichen Rahmen gemäß § 74 (2) 
Nr. 1 LBO geringfügig eingeschränkt. 
Gemäß der örtlichen Bauvorschriften 
können Gemeinden aus Gründen des 
Verkehrs oder aus städtebaulichen 
Gründen oder aus Gründen sparsamer 
Flächennutzung abweichende 
Regelungen zur Stellplatzverpflichtung 
vorsehen.  
Aufgrund der guten Radinfrastruktur in 
Bietigheim-Bissingen, des vorhandenen 
ÖPNV-Anschlusses und der fußläufigen 
Erreichbarkeit des Ortszentrums 
Bissingen mit Möglichkeiten zur 
Deckung des täglichen Bedarfs, wird 
ein auf 0,8 reduzierter 
Stellplatzschlüssel festgesetzt. 
 
Es sind 10 pkw-Stellplätze geplant.  
Die Breite und Tiefe der Stellplätze 
entsprechen grundsätzlich der 
Garagenverordnung. 
Damit die Stellplätze besser angefahren 
werden können, ist der Vorhabenträger 
bereit diese durch eine Neueinteilung 
zu verbreitern. 
 
Es sind 42 Fahrradstellplätze geplant. 
Die Größe der Fahrradstellplätze 
entspricht den gesetzlichen 
Anforderungen. 
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kommen auch noch zu kleine Fahrradstellplatzflächen 
hinzu. Wie soll für eine ausreichende Mobilität der 
Bewohner des Projektes gesorgt werden, wenn 
vorgeschriebene Normen nicht eingehalten werden? 
 
Des Weiteren ist der Müllplatz zu klein geplant. Lt. AVL 
Tonnenkalkulator werden für die Größe eines solchen 
Objekts 6 sehr große (1100 L); 2 große (770 L) und 2 (240 
L) normale Tonnen benötigt. 
(https://wv/w.avl-
ludwigsburg.de/fileadmin/Files/Hausverwaltungen/2022_To
nnenkalkulator_01.pdf) 
In der Folge ist fraglich, wo diese Tonnen für die Abholung 
positioniert werden können, ohne dabei zum Beispiel 
Rettungswege zu blockieren. 
 
Der Kellerersatz ist nur als Fläche dargestellt! Dieser ist 
aber so groß wie eine Doppelgarage und vermutlich auch 
so hoch! Wieso wird die Höhe des Kellerersatz nicht im 
Bebauungsplan angegeben? 
 
Direkt an der Grenze der Grundstücke XXX, XXX und XXX 
steht eine über 60 Jahre alte Weißbuche mit einem 
Stammumfang von 183 cm. Lt. Satzung der Stadt 
Bietigheim-Bissingen zum Schutz des Baumbestandes 
steht dieser Baum unter besonderem Schutz. 
Nach § 3 Absatz l der Satzung ist es verboten Eingriffe 
vorzunehmen, die zum Absterben des geschützten 
Baumes führen oder führen können. 
Nach § 3 Absatz 2 der Satzung ist es verboten Eingriffe 
vorzunehmen, die den Aufwuchs des Baumes 
beeinträchtigen. Als solche verbotene Handlungen im 
Sinne von Abs. l kommen auch Maßnahmen im 
Wurzelbereich geschützter Bäume in Betracht, 
insbesondere die in § 3 Abs. 2 Nr. l- 7 aufgeführten 
Handlungen. 
Als Wurzelbereich in diesem Sinne gilt die Kronentraufe 
(senkrechte Projektion der Baumaußenkante) zuzüglich 
1,5 m. (https://www.bietigheim-
bissingen.de/fiteadmin/user_upload_stadtverwattung/ 
seitenstruktur/stadt-tourismus/natur-und-gaerten/stadt-in-
gruen/satzung_zum_schutz_des_baumbestandes.pdf) Wie 

 
 
 
 
 
Die Flächen für Sammelbehälter 
entsprechen den gesetzlichen 
Anforderungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Fläche ist im Bebauungsplan 
dargestellte. 
 
 
 
Das Gutachten eines öffentlich 
bestellten und vereidigten 
Sachverständigen zur Beurteilung der 
Bäume und Ermittlung von 
Schutzmaßnahmen vom 29. Februar 
2024 geht davon aus, dass ein Erhalt 
des Baumes bei Durchführung des 
Vorhabens gut möglich ist. Der 
Vorhabenträger wird in dem 
Durchführungsvertrag zur Umsetzung 
des Gutachtens und darin 
vorgesehener Schutzmaßnahmen 
verpflichtet. 
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im Anhang „Zeichnung mit Baumüberlappungl+2" 
ersichtlich, berühren die Äste heute bereits die Wände der 
geplanten Wohngebäude. Da für die Baumaßnahmen 
zusätzlich ein Gerüst um das Gebäude errichtet werden 
muss und ein Fundament erforderlich ist, ist ein erheblicher 
Beschnitt des Baumes als auch ein erheblicher Beschnitt 
dessen Wurzelbereiches unumgänglich. 
Wir möchten vermeiden, dass aufgrund des 
beschleunigten Verfahrens Z.B. der Baumbestand der 
anliegenden Grundstücke nicht, oder nicht ausreichend in 
der Planung berücksichtigt wird. Oder gar die 
Baumaßnahmen durchgeführt werden, obwohl diese nicht 
der Satzung der Stadt Bietigheim-Bissingen entsprechen. 
Wir sorgen uns, dass durch die Baumaßnahmen die 
Gesundheit oder die Standfestigkeit des Baumes 
beeinträchtigt wird. 
Wir befürchten, dass der Baum durch die Bebauung 
Schaden nehmen wird und evtl. bei einem Sturm zu Fall 
kommen kann und Schäden an unserem Haus und 
Grundstück verursacht. 
Wer kommt dann für den Schaden und den Ärger auf? Die 
NAK? Oder die Stadt? 
Aus diesem Grund fordern wir, dass die NAK oder die 
Stadt, alle Kosten die evtl. durch einen Sturz des Baumes 
an unseren Gebäuden Garage, Holzunterstand, 
Gewächshaus oder Haus mit Photovoltaikanlage 
entstehen, aufkommt. 
Wir bitten um die Erstellung eines Gutachtens hierzu, 
insbesondere im Hinblick auf die Beeinträchtigung der 
Stand- und Sturmfestigkeit. 
Im Plan fehlt ein Nadelbaum an der südlichen Grenze des 
Bebauungsplans angrenzend zum Grundstück Blumenstr. 
9. Der Baum hat einen Stammumfang von mehr als 100 
cm. Er muss also It. Satzung der Stadt Bietigheim-
Bissingen zum Schutz des Baumbestandes ebenfalls 
geschützt werden. 
 
Der Bebauungsplan ist fehlerhaft: ( s. Anlage 3) 
Nachmessungen eines technischen Zeichners haben 
ergeben, dass ein in Wirklichkeit messende Länge von 175 
cm auf dem Plan 271,5 cm betragen. Der Grenz-Abstand 
um die Gebäude ist verschieden. (374 und 380 cm). Die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Nadelbaum wurde mit einer 
entsprechenden Baumfällgenehmigung 
entfernt. 
 
 
 
 
Die gesetzlichen Bestimmungen 
hinsichtlich der Abstandsflächen sind 
eingehalten, so dass es in dieser 
Hinsicht zu keiner Beeinträchtigung der 
Wohnqualität kommt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 



 
29 

Häuser sollen aber alle gleich hoch sein. Verbirgt sich hier 
auch ein zeichnerischer Fehler? 
Wenn die Grundstücksmaße nicht korrekt sind, stimmen 
die Faktoren für GFZ und GRZ vielleicht auch nicht, und es 
kommen viel höhere Werte für die GFZ und die GRZ 
heraus! 
 
Geplant ist ein sozialer Wohnungsbau, was sicher zu 
begrüßen ist, da bezahlbarer Wohnraum überall fehlt. 
Die Festschreibung läuft über 25 Jahre und danach? 
Nach 25 Jahren, viel länger wird auch die technische 
Lebensdauer der geplanten Holzhäuser nicht sein, kann 
bzw. ist zu befürchten, dass die Häuser abgerissen 
werden. Und auf Grund des neuen Bebauungsplanes kann 
dann eine konventionelle Bebauung erfolgen. Das 
Grundstück kann dann maximal bebaut werden auf Kosten 
der angrenzenden Bewohner, deren Grundstücke dann 
noch an Wert verlieren werden! 
 
Im Bebauungsplan Wannenstr. l ist bei den Flurstücken 
XXX und XXX ein Mindestabstand zum Grundstück der 
NAK von 3 m (für alle Gebäude auch Garagen) 
vorgeschrieben. Grund hierfür ist, dass die kirchliche 
Anlage besonders hervorgehoben werden sollte. Doch mit 
dem Abriss der Kirche ist diese Sonderstellung nicht mehr 
gegeben. 
Trotzdem bleibt der Bebauungsplan Wannenstr. l 
unberührt und die Vorschrift des Mindestabstandes von 3 
m bleibt bestehen. Das können wir als direkte Nachbarn 
nicht nachvollziehen. Schon bei der Erbauung der 
Neuapostolischen Kirche hat sie ein Sonderrecht 
bekommen und nun soll der NAK schon wieder eine 
Ausnahmeregelung zuerkannt werden. Dies ist nicht 
nachvollziehbar und widerspricht dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz! 
Daher fordern wir, dass für die angrenzenden Grundstücke 
dieser Mindestabstand aufgehoben wird! 
 
Die geplante Änderung ist eine Insellösung und passt in 
keiner Weise in das Gesamtbild der Umgebung. 
Aus all diesen Gründen erheben wir hiermit fristgerechten 
Widerspruch gegen den geplanten Bebauungsplan der 

 
 
 
 
 
 
 
Die Gebäude werden in einer qualitativ 
hochwertigen Holzbauweise ausgeführt. 
Es gibt keine ersichtlichen Gründe, 
dass diese nach 25 Jahren abgerissen 
werden müssen. 
Nach 25 Jahren gilt weiterhin der 
vorhabenbezogenen Bauungsplan mit 
entsprechenden Festsetzungen. 
 
 
 
 
Über eine zukünftige Änderung des 
Bebauungsplans Wannenstraße kann 
im Rahmen dieses Verfahrens nicht 
entschieden werden. Die Anregung wird 
zur Kenntnis genommen und unterliegt 
der Planungshoheit der Stadt bzw. des 
Gemeinderats. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung.  

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 



 
30 

Blumenstrasse, welcher als Insel im Bebauungsplan 
Wannenstraße liegt und nicht den üblichen Normen 
desselben entspricht. 
Wir fordern Sie weiterhin auf, die Entscheidung noch 
einmal zu überprüfen und die Änderung des 
Bebauungsplanes an die Vorschriften des Bebauungsplans 
Wannenstr. l anzupassen. 
Wir fordern Sie des Weiteren dazu auf zu überdenken, 
ob.in diesem Fall ein beschleunigtes Verfahren 
angemessen ist. 
Falls erforderlich behalten wir uns vor evtl. auch mit 
rechtlichen Mitteln gegen diesen Bebauungsplan bzw. 
Bauvorhaben vor zu gehen. 

Im März 2024 hat der Gemeinderat das 
Stadtkonzept 2035 beschlossen. Im 
„Themenfeld 1 – Wohnen und 
Wohnumfeld“ ist die Entwicklungs-
strategie beschrieben. Das Vorhaben 
entspricht sowohl dem Ziel Innen- vor 
Außenentwicklung als auch der 
Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum. 

3.  Bürgeranregung 3 27.07.2024 Vorhabenbezogener Bebauungsplan und örtliche 
Bauvorschriften „Blumenstraße" Planbereich 13.2 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
fristgerecht widersprechen wir dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Blumenstraße Planbereich 13.2. v. 
28.06.2024.  
 
Wir als Anwohner sind von der geplanten Änderung 
betroffen und widersprechen daher mit folgender 
Begründung: 
 
Es wird ein Bebauungsplan angestrebt, der eine 3-
Vollgeschossige Bauweise mit einer GFZ von 1,01 erlaubt. 
Im gesamten umgebenden Wohngebiet sind It. 
Bebauungsplan nur max. 2-Vollgeschosse mit einer GFZ 
von 0,8 erlaubt. Dies ist eine Überschreitung der GFZ um 
mehr als 20% gegenüber allen umliegenden Gebäuden. 
Durch die 3-Vollgeschossige Bauweise kommt es zu einem 
größeren Schattenwurf auf den angrenzenden 
Grundstücken. 
 
 
Die im Bebauungsplan festgelegten Werte dienen dem 
harmonischen Miteinander und dem Schutz der 
umliegenden Anwohnerschaft. Nach dem 
Bundesverfassungsgericht hat die Festsetzung von 
Bebauungsgebieten durch Bebauungspläne grundsätzlich 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In den umliegenden Bebauungsplänen 
sind zwei Geschosse mit Satteldach 
zulässig. Hinsichtlich der Gesamthöhe 
der Gebäude entspricht dies in etwa 
drei Vollgeschossen mit Flachdach. Die 
gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich 
der Abstandsflächen sind eingehalten, 
so dass es in dieser Hinsicht zu keiner 
Beeinträchtigung der Wohnqualität 
kommt.  
 
Die Geschossflächenzahl (GFZ) von 
1,03 liegt unter dem gesetzlich 
möglichen Höchstwert von 1,2 für 
Allgemeine Wohngebiete (gemäß § 17 
(1) BauNVO) und ist daher auch an 
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Nachbar schützende Funktion. Deshalb ist nicht einsehbar, 
warum in dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan der 
Blumenstr. 7, der wie eine Insel im Bebauungsplan 
Wannenstr. liegt andere Werte gelten sollen. Die 
ursprünglich festgelegten Werte sind aus Gründen der 
Gleichbehandlung unbedingt einzuhalten. Es ist nicht 
verständlich, warum in diesem Fall von den üblichen 
Normen und von den für die Nachbarschaft gültigen 
Regularien abgewichen werden soll. 
 
In den umliegenden Bebauungsplänen sind 
Dachneigungen von 30 - 35 Grad vorgeschrieben. 
Das geplante Bauvorhaben verfügt aber über ein 
Flachdach. Dies passt optisch nicht in das bestehende 
Baugebiet. 
 
 
 
Ebenfalls ist im neuen Bebauungsplan ein reduzierter 
Stellplatzschlüssel von 0,8 geplant. 
Es wird anscheinend davon ausgegangen, dass Bewohner 
mit einem Wohnberechtigungsschein weniger PKWs 
besitzen. Doch die Wirklichkeit sieht meist anders aus. 
Wenn Krankenschwestern und Polizisten, so die Auskunft 
von Herr Kessing, ebenfalls zum Personenkreis eines 
Wohnberechtigungsscheins gehören, werden diese 
aufgrund ihres Schichtdienstes einen PKW besitzen. Die 
Blumenstr. westlich ist ein Wohnweg und nördlich eine 
Spielstraße, und somit können in diesem Bereich keine 
Fahrzeuge parken. Es muss also unbedingt für 
ausreichend PKW-Stellplätze auf dem Grundstück gesorgt 
werden. 
 
 
 
 
 
 
Die Nutzbarkeit der geplanten Parkplätze -10 Parkplätze 
für 12 Wohnungen - ist äußerst fraglich, da die 
Zufahrtsstraße - eine Spielstraße - sehr schmal ist, und der 
daraus erforderliche Zufahrtswinkel zu spitz wird. Das Ein- 

diesem Standort grundsätzlich 
verträglich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Flachdachgebäude fügen sich durch 
ihre ruhige Architektursprache sehr gut 
in ein Umfeld mit Satteldachbebauung. 
Des Weiteren kann durch ein 
Flachdachgebäude das Grundstück 
besser ausgenutzt und so mehr 
Wohnraum geschaffen werden. 
 
Die Stadt hat die Planungshoheit.  
Der Stellplatzschlüssel wurde im 
gesetzlichen Rahmen gemäß § 74 (2) 
Nr. 1 LBO geringfügig eingeschränkt. 
Gemäß der örtlichen Bauvorschriften 
können Gemeinden aus Gründen des 
Verkehrs oder aus städtebaulichen 
Gründen oder aus Gründen sparsamer 
Flächennutzung abweichende 
Regelungen zur Stellplatzverpflichtung 
vorsehen.  
Aufgrund der guten Radinfrastruktur in 
Bietigheim-Bissingen, des vorhandenen 
ÖPNV-Anschlusses und der fußläufigen 
Erreichbarkeit des Ortszentrums 
Bissingen mit Möglichkeiten zur 
Deckung des täglichen Bedarfs, wird 
ein auf 0,8 reduzierter 
Stellplatzschlüssel festgesetzt. 
 
Durch das Zurückversetzen der 
Stellplätze, ist ausreichend Platz zum 
Rangieren eingeplant. Die Breite und 
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und Ausparken scheint auf den vorgesehenen Parkplatz 
sehr schwierig bis nicht möglich. 
 
 
 
 
 
• Insgesamt ist anzumerken, dass die Parkplatzflächen 
einschließlich und westlich der Ludwigsburger Straße aus 
unserer Sicht in keinem Fall ausreichend sind. Auch bei 
dem Neubau Blumenstr. 2 fehlen Außenstellflächen. Es 
sind nur Tiefgaragenstellplätze vorhanden. Wo sollen 
Besucher der Blumenstr. 2 und 7 parken? Die 
Blumenstraße ist in diesen Bereichen zu schmal. Die 
Lindenstraße ist im Abschnitt Gerokstraße bis 
Blumenstraße abends und teilweise auch tagsüber so dicht 
zugeparkt, dass man beim Abbiegen von der 
Blumenstraße nach rechts oder links keinen Überblick hat. 
Abends werden zusätzlich Zustellfahrzeuge geparkt. Und 
zunehmend ist auch der Teil der Lindenstraße bis zur 
Schillerstraße abends belegt. Mit der geringen Zahl der 
ausgewiesenen Stellflächen beim Vorhaben wird diese 
Situation zusätzlich verschärft werden. Schon während der 
Bauarbeiten von dem Gebäude Blumenstr. 2 wurde der 
Privatweg zur Blumenstr. 6 bis 8/1 stillschweigend benutzt 
oder auch als Parkgelegenheit verwendet ohne Rücksicht 
auf die Eigentümer.  
Die Blumenstraße in diesem Bereich war sehr häufig 
blockiert durch Baufahrzeuge oder Fahrzeuge von 
Handwerkern. Ein Anruf beim Ordnungsamt brachte für die 
Anlieger auch keine Klärung und dies wird sich beim Bau 
des neuen Objekts fortsetzen. 
 
Die Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel ist nicht 
unbedingt eine Alternative. Wenn man aus Richtung 
Stuttgart nach Bietigheim-Bissingen fährt, haben die 
Verkehrsmittel zur Rush Hour regelmäßig Verspätung und 
der Anschlussbus Richtung Bissingen ist bereits 
abgefahren. Dann wartet man und je nach Tageszeit ist die 
Alternative ein Fußmarsch. Gesund, aber nicht immer eine 
Möglichkeit bei schlechtem Wetter. 
 

Tiefe der Stellplätze entsprechen 
grundsätzlich der Garagenverordnung. 
Damit die Stellplätze besser angefahren 
werden können, ist der Vorhabenträger 
bereit diese durch eine Neueinteilung 
zu verbreitern. 
 
In fußläufiger Umgebung gibt es 
ausreichend viele öffentliche Stellplätze 
(u.a. Parkplatz am Friedhof), die für alle 
Anwohner und Besucher zur Verfügung 
stehen. 
Das Bauvorhaben in der Blumenstraße 
2 verfügt über insgesamt 30 Pkw-
Stellplätze, was einem erhöhten 
Stellplatzschlüssel von 1,3 entspricht. 
Es sind damit mehr Stellplätze 
hergestellt, als baurechtlich notwendig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anmerkung wurde ans 
Ordnungsamt weitergeleitet, dieses ist 
sensibilisiert. 
 
 
 
Der Bereich ist durch die Buslinien 556 
und 554 erschlossen. Eine 
Takterhöhung für die Linie 554 ist 
geplant. Des Weiteren steht für die 
Verbindungen ein Fahrradverleihsystem 
zur Verfügung.  
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Geplant ist ein sozialer Wohnungsbau, was sicher zu 
begrüßen ist, da bezahlbarer Wohnraum überall fehlt. Die 
Festschreibung läuft über 25 Jahre und danach? 
Nach 25 Jahren, viel länger wird auch die technische 
Lebensdauer der geplanten Holzhäuser nicht sein, kann 
bzw. ist zu befürchten, dass die Häuser abgerissen 
werden. Und auf Grund des neuen Bebauungsplanes kann 
dann eine konventionelle Bebauung erfolgen. Das 
Grundstück kann dann maximal bebaut werden auf Kosten 
der angrenzenden Bewohner, deren Grundstücke dann 
noch an Wert verlieren werden! 
 
Im Bebauungsplan Wannenstr. l ist bei den Flurstücken 
1537/20 und 1537/3 ein Mindestabstand zum Grundstück 
der NAK von 3 m (für alle Gebäude auch Garagen) 
vorgeschrieben. Grund hierfür ist, dass die kirchliche 
Anlage besonders hervorgehoben werden sollte. Doch mit 
dem Abriss der Kirche ist diese Sonderstellung nicht mehr 
gegeben. 
Trotzdem bleibt der Bebauungsplan Wannenstr. l 
unberührt und die Vorschrift des Mindestabstandes von 3 
m bleibt bestehen. Das können wir nicht nachvollziehen. 
Die geplante Änderung ist eine Insellösung und passt in 
keiner Weise in das Gesamtbild der Umgebung. 
Aus all diesen Gründen erheben wir hiermit fristgerechten 
Widerspruch gegen den geplanten Bebauungsplan der 
Blumenstraße, welches als Insel im Bebauungsplan 
Wannenstraße liegt und nicht den üblichen Normen 
desselben entspricht. 
Wir fordern Sie auf, die Entscheidung noch einmal zu 
überprüfen und die Änderung des Bebauungsplanes an die 
Vorschriften des Bebauungsplans Wannenstr. l 
anzupassen. 

Die Gebäude werden in einer qualitativ 
hochwertigen Holzbauweise ausgeführt. 
Es gibt keine ersichtlichen Gründe, 
dass diese nach 25 Jahren abgerissen 
werden müssen. 
Nach 25 Jahren gilt weiterhin der 
vorhabenbezogenen Bauungsplan mit 
entsprechenden Festsetzungen. 
 
 
 
 
Über eine zukünftige Änderung des 
Bebauungsplans Wannenstraße kann 
im Rahmen dieses Verfahrens nicht 
entschieden werden. Die Anregung wird 
zur Kenntnis genommen und unterliegt 
der Planungshoheit der Stadt bzw. des 
Gemeinderats. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

4.  Bürgeranregung 4 23.07.2024 Sehr geehrte Damen und Herren, 
als Miteigentümer des Anwesens XXX in 74321 
Bietigheim-Bissingen mache ich (erneut) fristgerecht von 
meinem Widerspruchsrecht bezüglich des von Ihnen 
beabsichtigten vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
,Blumenstraße" Gebrauch. Ich verweise auf meinen 
Widerspruch vom 5.12.24 welchen ich vollumfänglich 
aufrecht erhalte und auch zum Gegenstand des 
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vorliegenden Vorbringen machen. Das überarbeitete 
Schreiben vom 17.7.24 hänge ich unten an. 
Aus Ihrer veröffentlichen Abwägungstabelle, in der Sie sich 
auch mit meinem und den aus der Nachbarschaft 12 
Widersprüchen auseinandergesetzt haben, ist folgendes 
ganz deutlich geworden: bei dem von Ihnen beabsichtigten 
Bebauungsplan handelt es sich um: 
l. Das Vorliegen einer rechtswidrigen Gefälligkeitsplanung 
Nach der Rechtsprechung insbesondere auch des 
Verwaltungsgerichtshofes Baden-Württemberg (vgl. etwa 
Verwaltungsgerichts Baden-Württemberg Urteil vom 
21.07.2022 Az. 5 S 1940/20 dort Rn. 62 nach juris) liegt 
insbesondere dann eine unzulässige Gefälligkeitsplanung 
vor, wenn die Planung ausschließlich dem Zweck dient, 
private Belange zu befriedigen. 
Entsprechend liegt der Fall bei der Gesamtschau dar. 
 
 
 
 
 
Bereits ein deutliches Indiz für die Annahme einer 
entsprechenden, rechtswidrigen Gefälligkeitsplanung ist 
darin zu erblicken, dass lediglich ein Grundstück beplant 
wird. 
Dieses singuläre Grundstück befindet sich bereits im 
Bereich eines gültigen Bebauungsplans. Es handelt sich 
daher nicht um ein Grundstück in einem unbeplanten 
Bereich. Wird ein Grundstück aus einem bestehenden 
Bebauungsplan herausgenommen und in einen anderen 
Bebauungsplan überführt, der singular nur für dieses 
Grundstück erlassen wird, spricht dieser Umstand bereits 
stark dafür, dass damit nur die ausschließlich privaten 
Belange des Grundstückseigentümers bzw. etwaigen 
Erwerbers des Grundstücks befriedigt werden sollen. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung.  
Im März 2024 hat der Gemeinderat das 
Stadtkonzept 2035 beschlossen. Im 
„Themenfeld 1 – Wohnen und 
Wohnumfeld“ ist die Entwicklungs-
strategie beschrieben. Das Vorhaben 
entspricht sowohl dem Ziel Innen- vor 
Außenentwicklung als auch der 
Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum. 
 
Die Stadt hat die Planungshoheit. 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung.  
Die bislang im Bebauungsplan 
vorgesehene Kirchennutzung wurde 
aufgegeben. Die geplante Schaffung 
von Wohnraum ist nur durch eine 
Bebauungsplanänderung umsetzbar. 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben 
Gemeinden einen Bauleitplan 
aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist.  
Da durch das Vorhaben lediglich ein 
Grundstück betroffen ist, wurde ein 
vorhabenbezogenes 
Bebauungsplanverfahren gewählt, bei 
dem der Vorhabenträger gemäß § 12 
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Ein öffentliches Interesse an diesem Vorgehen ist weder 
ersichtlich, weder auch nur im Ansatz in den von Ihnen 
veröffentlichen Unterlagen zu erkennen. Städtebaulich 
besteht hierfür keine Notwendigkeit, da nicht ein 
unbeplantes Grundstück nun einer Beplanung zugeführt 
werden soll, oder aber eine Planungsfortschreibung 
erfolgen soll. Vielmehr führt die Schaffung eines isolierten 
Bebauungsplans für ein Grundstück, dass dann praktisch 
von anderen Planungsgebieten bzw. Bebauungsplänen 
umzingelt ist, zu einer Zersplitterung des Plangebietes und 
zu einer Unübersichtlichkeit der Planungssituation. Eine 
Zersplitterung der Planungssituation kann nie im Interesse 
der Allgemeinheit Hegen, zumal eine solche Zersplitterung 
mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung aller Eigentümer 
von Grundstücken nicht in Einklang zu bringen ist. 
 
Ein weiteres Indiz für das Vorliegen einer rechtswidrigen 
Gefälligkeitsplanung ist, dass der aufzustellende 
Bebauungsplan eine weit intensivere Nutzung des 
Grundstücks zulässt, als dies der bestehende 
Bebauungsplan zulassen würde. Es soll eine GFZ von 1,2 
statt wie im angrenzenden Bebauungsgebiet von max, 0,8, 
sowie eine GFZ von 0,6 statt wie bisher 0,4 erlaubt sein. 
Dies ist eine Überschreitung der GFZ und der GRZ um das 
1,5-fache. 
Im ersten Entwurf des Bebauungsplans ist noch eine GFZ 
von 1,01 angestrebt, weil die Realisierung des 
Bauvorhaben eine solche GFZ erforderte. Im aktuellen 
Entwurf wird eine höhere GFZ von 1,2 erforderlich, da 
weiter Fahrradstellplätze dazu gekommen sind. Willkürlich 
wird nun im Bebauungsplan die GFZ auf 1,2 erhöht. Dies 
entbehrt jeglicher Seriosität und Baurecht wird kurzer Hand 
dem Bauvorhaben angepasst!  
 

(1) BauGB die Planungs- und 
Erschließungskosten zu tragen hat. 
Es liegt demnach keine 
Gefälligkeitsplanung vor, da die Stadt 
mit dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan städtebauliche Ziele 
verfolgt. 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung.  
Die geplante Wohnnutzung fügt sich 
nach Art und Maß der baulichen 
Nutzung in das bestehende Wohngebiet 
ein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausnutzung des Grundstücks 
entspricht den gesetzlichen Werten 
eines allgemeinen Wohngebietes (WA) 
gemäß BauNVO und bleibt unter den 
Obergrenzen gemäß § 17 BauNVO. 
 
 
 
 
Die GRZ sowie die GFZ haben sich seit 
den ersten Planungen nicht verändert. 
Es liegt demnach keine 
Gefälligkeitsplanung vor, da die Stadt 
mit dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan städtebauliche Ziele 
verfolgt. 
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Der Umstand, dass beim Verbleib des Grundstücks im 
„alten" Planungsgebiet eine Umnutzung des Grundstücks 
von seinem bisherigen Zweck - „Betrieb eines 
Gotteshauses" - in einen anderen Zweck -„Wohnnutzung" 
– unbestritten zulässig sein dürfte, vermag das Vorliegen 
einer Gefälligkeitsplanung nicht zu entkräften, da im Falle 
der Änderung des „alten" Bebauungsplans hinsichtlich der 
Art der Nutzung des betroffenen Grundstücks, das 
betroffene Grundstück sich den gleichen Bauregeln zu 
unterwerfen hätte, wie alle anderen Grundstücke, die sich 
m dem „alten" Plangebiet befinden. 
 
Das Ziel der Planung ist es gerade, ein Grundstück 
singular zu bevorzugen, wohingegen alle anderen 
Grundstücke im „alten" Planungsgebiet weiterhin den 
Bauregeln des „alten" Bebauungsplans unterworfen 
bleiben sollen. 
Auch wird nicht ausnahmsweise durch das Vorliegen von 
überragenden Zielen des Allgemeinwohls oder sonstigen 
höherrangigen Zielen, das Vorliegen einer rechtswidrigen 
Gefälligkeitsplanung aufgelöst. 
 
 
 
 
 
Es mag gegeben sein, dass die Schaffung von 
bezahlbaren (geförderten) Wohnraum dem Allgemeinwohl 
dient. Dieses Ziel wird öffentlich aber nicht dadurch 
verfolgt, dass für die Schaffung von geförderten Wohnraum 
„lockere" Baubestimmungen zur Kostendämpfung gelten. 
Vielmehr wird das Ziel durch eine öffentliche Förderung der 
Finanzierung verfolgt, in der Geldmittel zur Verfügung zu 
günstigeren Konditionen zur Verfügung gestellt werden, als 
diese auf dem freien Markt zu erlangen sind. Das Interesse 
möglichst kostenoptimiert zu bauen, bzw. einen solchen 
Bau zu ermöglichen, ist auch in Fällen des sozialen 
Wohnungsbaus nicht anders zu bewerten, als das 
Interesse eines jeden Grundstückseigentümers, die 
Möglichkeit zu haben, möglichst kostengünstig bauen zu 
können. 
 

Die bislang im Bebauungsplan 
vorgesehene Kirchennutzung wurde 
aufgegeben. Die geplante Schaffung 
von Wohnraum ist nur durch eine 
Bebauungsplanänderung umsetzbar. 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben 
Gemeinden einen Bauleitplan 
aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist. 
 
 
Für die Änderung des Bebauungsplans 
der umliegenden Grundstücke, liegt 
kein Planungsbedürfnis vor.  
Die bislang im Bebauungsplan 
vorgesehene Kirchennutzung wurde 
aufgegeben. Die geplante Schaffung 
von Wohnraum ist nur durch eine 
Bebauungsplanänderung umsetzbar. 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben 
Gemeinden einen Bauleitplan 
aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist.  
 
Der Bebauungsplan enthält keine 
speziellen Baubestimmungen für 
kostengünstigen Wohnungsbau. Der 
Stellplatzschlüssel wurde im 
gesetzlichen Rahmen gemäß § 74 (2) 
Nr. 1 LBO geringfügig eingeschränkt.  
Gemäß der örtlichen Bauvorschriften 
können Gemeinden aus Gründen des 
Verkehrs oder aus städtebaulichen 
Gründen oder aus Gründen sparsamer 
Flächennutzung abweichende 
Regelungen zur Stellplatzverpflichtung 
vorsehen.  
Aufgrund der guten Radinfrastruktur in 
Bietigheim-Bissingen, des vorhandenen 
ÖPNV-Anschlusses und der fußläufigen 

Zurückweisung 
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Auf Nachfrage beim Amt für Stadtentwicklung und 
Baurecht, wie viele Sozialwohnungen in Bietigheim-
Bissingen derzeit gebaut/geplant werden, wurde von 3 
größeren Projekten mit insgesamt 1030-1230 
Wohneinheiten berichtet. Auf der Warteliste für 
Sozialwohnungen der Stadt sind derzeit über 200 
Personen (s. Artikel der Bietigheimer-Zeitung Februar 
2024). Es sollten also bei kompetenter Planung und 
Durchführung in absehbarer Zeit ausreichend 
Sozialwohnungen zur Verfügung stehen. Das relativiert die 
Aussage, es sein unentbehrlich, in der Blumenstraße einen 
Komplex mit 12 Sozial- Wohnungen zu errichten. 
 
Überdies ist der geplante Bebauungsplan, der alleine auf 
den Vorteil des einzigen vom Bebauungsplan betroffenen 
Grundstückseigentümers ausgerichtet ist, als Subvention 
zu begreifen. Mit dem Bebauungsplan wird ein singuläres 
Bauprojekt gefördert, nämlich das der Neuapostolischen 
Kirche Stuttgart. Ziel eines Bebauungsplans ist es nicht, 
Subventionen zu gewähren. Die Gewährung einer 
entsprechenden „verdeckten" Subvention bedeutet 
wiederum, dass eine Gefälligkeitsplanung vorliegt. 
Weitere Indizien für das Vorliegen einer rechtswidrigen 
Gefälligkeitsplanung sind außerdem, dass Sie wie ein 
Eingeständnis, in der Abwägungstabelle folgende 
Äußerung getätigt haben: 
„Es wird gezielt auf eine Tiefgarage verzichtet, um 
kostenreduziert zu bauen und so sozialgebundene 
Wohnungen zu ermöglichen." Hierdurch offenbaren Sie, 
dass einziges Ziel der Planung ist, dem 
Grundstückseigentümer eine Subvention in Form einer 
Mehrnutzung des Grundstücks zu gewähren. Das 

Erreichbarkeit des Ortszentrums 
Bissingen mit Möglichkeiten zur 
Deckung des täglichen Bedarfs, wird 
ein auf 0,8 reduzierter 
Stellplatzschlüssel festgesetzt. 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung. 
 
Der Bedarf an geförderten Wohnungen 
steigt stetig. Hier soll auf keine 
Wohneinheit verzichtet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die bislang im Bebauungsplan 
vorgesehene Kirchennutzung wurde 
aufgegeben. Die geplante Schaffung 
von Wohnraum ist nur durch eine 
Bebauungsplanänderung umsetzbar. 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben 
Gemeinden einen Bauleitplan 
aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist.  
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Bauplanungsrecht ist kein Instrument zur Gewährung von 
Subventionen, Auch dies spricht für eine 
Gefälligkeitsplanung. 
 
Die Annahme der Gefälligkeitsplanung könnte von ihnen 
nur widerlegt werden, wenn praktisch der neue 
Bebauungsplan die Regelungen des „alten" 
Bebauungsplans 1:1 übernimmt oder aber mit 
„Erschwernissen" für das Grundstück fortschreibt. Oder 
aber eine Änderung des „alten" Bebauungsplan 
vorgenommen wird, der generell eine entsprechende 
bauliche Mehrnutzung der Grundstücke ermöglicht. 
Alleine deswegen wird der Bebauungsplan keinen Bestand 
haben bzw. letztendlich einer gerichtlichen Kontrolle nicht 
standhalten können! 
 
 
 
 
2. Keine Zielerreichung möglich: 
Die Erreichung des Ziels des Bebauungsplans ist 
unmöglich. 
Der Bebauungsplan stellt eine Subvention dar, da der 
Bebauungsplan explizit darauf ausgerichtet ist, dem 
Grundstückseigentümer, der Neuapostolischen Kirche 
Stuttgart, eine intensive Nutzung des Grundstücks zu 
ermöglichen, und damit einen finanziellen Vorteil zu 
verschaffen. Es wird insoweit auf die Ausführungen unter l. 
in diesem Schreiben verwiesen. Ausgehend von dem 
Umstand, dass das geplant Bauvorhaben öffentlich 
gefördert wird - dies ist mehrfach bereits in Gesprächen mit 
den Anwohnern angeklungen - wird davon ausgegangen, 
dass hier das Förderprogramm „Wohnungsbau BW 2022" 
genutzt werden dürfte. 
Die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für 
Landentwicklung und Wohnen zum Förderprogramm 
Wohnungsbau Baden-Württemberg 2022 (VwV-
Wohnungsbau BW 2022) hat in Ziffer 20 VwV-
Wohnungsbau BW 2022 eine Regelung für den FaU der 
Doppelförderung bzw. Mehrfachförderung eines 
entsprechenden Vorhabens. 

 
 
 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
dient der städtebaulichen Entwicklung 
und entspricht den Zielen der 
Stadtentwicklung. 
Die bislang im Bebauungsplan 
vorgesehene Kirchennutzung wurde 
aufgegeben. Die geplante Schaffung 
von Wohnraum ist nur durch eine 
Bebauungsplanänderung umsetzbar. 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben 
Gemeinden einen Bauleitplan 
aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist.  
 
 
Da durch das Vorhaben lediglich ein 
Grundstück betroffen ist, wurde ein 
vorhabenbezogenes 
Bebauungsplanverfahren gewählt, bei 
dem der Vorhabenträger gemäß § 12 
(1) BauGB die Planungs- und 
Erschließungskosten zu tragen hat. 
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Nach Ziffer 20 VwV-Wohnungsbau BW 2022 ist eine 
Doppelförderung durch das Land unzulässig. Im Falle einer 
Doppelförderung im Rahmen des Programms 
„Wohnungsbau BW 2022" mit anderen Förderungen - hier 
ihrem Bebauungsplan - hat eine Überkompensation 
dadurch reguliert zu werden, dass die Förderung aus dem 
Programm „Wohnungsbau BW 2022" anteilig zu kürzen ist. 
Mithin werden daher die ersparten Kosten für die 
Nichtschaffung einer Tiefgarage, die geringeren Kosten für 
die Errichtung eines Flachdaches und die mit der 
Errichtung des Flachdaches verbundenen Ersparnis von 
der Förderung nach dem Programm „Wohnungsbau BW 
2022" in Abzug gebracht, so dass durch Ihr (unzulässiges) 
Entgegenkommen letztlich das Ziel der Errichtung von 
entsprechend geförderten Wohnraum nicht zu erreichen 
ist. 
Ihr Entgegenkommen in Form eines angepassten 
Bebauungsplanes wird das Bauvorhaben nicht 
ermöglichen, da Ihr Entgegenkommen, zu einer Kürzung 
der Förderung führen wird, was sodann zu Folge hat, dass 
das Bauvorhaben in der Art und Weise unmöglich sein 
wird. Laut NAK sei das Bauvorhaben mit nur zwei 
Vollgeschossen und der Erfordernis einer Unterkellerung / 
Tiefgarage nicht möglich. 
Es wird damit faktisch etwas von Ihnen geplant, was 
unmöglich ist, bzw. sein wird. Ein Bebauungsplan, der ein 
Ziel verfolgt, das nicht erreicht werden kann, ist per se 
rechtswidrig. 
Im Falle eines Zustandekommens des Bebauungsplans 
werden diese Informationen dem Ministeriums für 
Landentwicklung und Wohnen und der L-Bank vorgelegt 
werden, damit von dort eine Prüfung der 
Förderungsfähigkeit veranlasst werden kann. 
In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf Ziffer 21 
VwV-Wohnungsbau BW 2022 und die allgemeinen 
Verwaltungsgrundsätze / Subventionsgrundsätze 
verweisen, wonach die Förderung gekürzt oder 
zurückgefordert werden kann. 
Ich empfehle Ihnen, sich mit dem Ministerium für 
Landentwicklung und Wohnen und / oder der L-Bank 
zusammen zu setzen, um dies klären. 
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3. Begründungssdefizit Pkw-Stellplätze 
Die Reduktion der Anzahl der erforderlichen Stellplätze von 
12 auf 10 leidet unter einem Begründungsdefizit, 
weswegen auch deswegen der Bebauungsplan, sollte er 
beschlossen werden, rechtswidrig ist. 
Der Landesgesetzgeber hat in § 37 I 4 LBO BW m der ab 
dem 01.08.2019 gültigen Fassung normiert, dass 
grundsätzlich pro Wohnung ein Stellplatz zu schaffen ist. 
Durch die Formulierung „ist" hat der Landesgesetzgeber 
zum Ausdruck gebracht, dass dies der absolute Regelfall 
ist, ansonsten hätte der Landesgesetzgeber eine 
schwächere Formulierung, wie etwa „soll" verwendet. 
Dieser Stellplatzschlüssel wird vom Landesgesetzgeber 
auch als notwendig begriffen, wie sich aus der 
Formulierung m § 3714 LBO BW ergibt. 
In § 37 I 4 LBO BW hat der Landesgesetzgeber sodann, 
die Möglichkeit eröffnet, dass bis zu 1/4 der Stellplätze 
durch Schaffung von Fahrradstellplätzen ersetzt werden 
können. Hierbei hat der Landesgesetzgeber durch die 
Verwendung der Formulierung „kann" bewusst kein 
Ermessen zwingend dahingehend eröffnet, dass dieser 
Weg zu gehen ist, da dann die Wendung „soll" verwendet 
würde. Ob die Anzahl der Stellplätze zu reduzieren ist, 
setzt damit immer eine umfassende Betrachtung des 
konkreten Einzelfalls unter Heranziehung aller in Betracht 
kommenden Umstände voraus, wobei hierbei vom Willen 
des Landesgesetzgebers auszugeben ist, dass ein 
Stellplatz je Wohnung notwendig ist. Es müssen daher 
tragfähige und gewichtige Argumente ermittelt, dargelegt 
und gegeben sein, um von diesem Schlüssel nach unten 
abzuweichen. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass der 
Landesgesetzgeber sich im Jahre 2019 hierzu entschieden 
hat Betrachtet man das Zahlenwerk des statistischen 
Bundesamtes so ist bezogen auf Baden-Württemberg im 
Jahre 2022 von einer Pkw-Dichte von 615 Pkw je 1.000 
Einwohner auszugeben, wobei im Jahre 2012 lediglich 561 
Pkw je 1.000 Einwohner gegeben waren. Ergänzend ist 
anzumerken, dass nach den Feststellungen des 
Statistischen Bundesamtes im Jahre 2022 77,8 % der 
Haushalte mindestens einen Pkw besitzen. Methodisch 
werden aus der statischen Ermittlung Haushalte mit einen 
monatlichen Nettoeinkommen von 18.000,00 € und mehr 

 
Die Stadt hat die Planungshoheit.  
Der Stellplatzschlüssel wurde im 
gesetzlichen Rahmen gemäß § 74 (2) 
Nr. 1 LBO geringfügig eingeschränkt. 
Gemäß der örtlichen Bauvorschriften 
können Gemeinden aus Gründen des 
Verkehrs oder aus städtebaulichen 
Gründen oder aus Gründen sparsamer 
Flächennutzung abweichende 
Regelungen zur Stellplatzverpflichtung 
vorsehen.  
Aufgrund der guten Radinfrastruktur in 
Bietigheim-Bissingen, des vorhandenen 
ÖPNV-Anschlusses und der fußläufigen 
Erreichbarkeit des Ortszentrums 
Bissingen mit Möglichkeiten zur 
Deckung des täglichen Bedarfs, wird 
ein auf 0,8 reduzierter 
Stellplatzschlüssel festgesetzt. 
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sowie Selbstständige, Freiberufler und Landwirte nicht 
berücksichtigt Ferner dürfen statistisch Pkw nicht erfasst 
sein, die dem Mitarbeiter einer Firma als Firmenwagen zur 
Verfügung gestellt werden. Der vom Statistischen 
Bundesamt ermittelte Satz von 77,8 % dürfte bezogen auf 
Baden- Württemberg höher sein, da Baden-Württemberg 
bezogen auf alle Bundesländer hinsichtlich der Anzahl der 
Pkw je 1.000 Einwohner auf Platz 4 befindlich ist. Lediglich 
im Saarland, in Rheinland-Pfalz und m Bayern ist der 
Anteil höher. 
Gemessen an dem Umstand, dass sehr gut verdienende 
Haushalte (Jahresnetto 216.000,- €) Selbstständige, 
Freiberufler und Landwirte) nicht berücksichtigt werden 
und eine Wohnberechtigungsschein bei einem Single bis 
zu einem Jahreseinkommen von 55.250,00 € gewährt wird 
und die Einkommensgrenze bei Kindern erheblich 
angehoben ist, lässt sich die von Ihnen aufgestellte These, 
dass „wegen der sozialen Situation" weniger Stellplätze 
benötigt werden, empirisch nicht im Ansatz; 
nachvollziehen, weswegen hier eine haltlose These bzw. 
Meinung aufgestellt wird. Gerade die Mitte der Gesellschaft 
und die Personengruppe des unteren 
Einkommensmedians hatte der Landesgesetzgeber im 
Blick, als der Landesgesetzgeber im Jahre 2019 bei einer 
leicht geringeren Fahrzeugdichte je Haushalt das 
Erfordernis eines Stellplatzes je Wohnung aufgestellt hat. 
Bereits da Sie von einer falschen Faktenlage ausgehen 
bzw. ihre Datenbasis nicht offenbaren, liegt ohne nähere 
Betrachtung des Wohngebietes ein erheblicher 
Ermessensfehler vor, da Sie eine nicht statistisch validierte 
Tatsachenbasis behaupten! 
 
Betrachtet man das Wohngebiet zusätzlich, so offenbart 
sich erst recht, dass Sie mit Ihrer Annahme den Boden der 
Realität verlassen haben. Die Parkplatzsituation in der 
Blumenstraße, der Lindenstraße, der Wannenstraße nebst 
dem Kieferweg, der Schillerstraße und der Ludwigsburger 
Straße im Abschnitt zwischen der Schillerstraße und 
Gerokstaße kann bereits jetzt als absolut unzureichend 
und „zugeparkt" bezeichnet werden. 
Die Situation wird sobald das Bauvorhaben Blumenstraße 
2 und die Neuerrichtung des Kindergartens Schülerstraße 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In fußläufiger Umgebung gibt es 
ausreichend viele öffentliche Stellplätze 
(u.a. Parkplatz am Friedhof), die für alle 
Anwohner und Besucher zur Verfügung 
stehen. 
 
 
 
Das Bauvorhaben in der Blumenstraße 
2 verfügt über insgesamt 30 Pkw-
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nebst darüber liegender Wohnungen fertigstellt ist, sich 
weiter zuspitzen. Die Parkplatzsituation ist damit bei 
genauer Betrachtung nicht geeignet weiter Fahrzeuge 
aufzunehmen, die durch 12 weitere Wohneinheiten bei nur 
10 Stellplätzen entstehen, wobei in diesen 12 
Wohneinheiten auch mit Besuch zu rechnen ist. 
 
Erschwerend kommt weiter hinzu, dass die Parkplätze 
offenbar in einem rechten Winkel zur Blumenstraße 
angeordnet werden und zum Großteil nur eine Breit von 
2,5 m aufweisen. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass der ADAC die 
durchschnittliche Pkw-Breite eines Pkw der Kompaktklasse 
(z.B. VW Golf) ohne Berücksichtigung der Außenspiegel 
bezogen auf das Jahr 2021 mit ca. 1,78 m angibt. 
Berücksichtigt man die Außenspiegel zusätzlich, so hat 
etwa bereits ein VW Golf eine breite von mehr als 2 m. 
Faktisch entstehen mit den 8 „schmalen" Stellplätze keine 
vollen 8 nutzbaren Stellplätze, da bereits das Abstellen von 
8 Pkw der Kompaktklasse unter Berücksichtigung eines 
üblichen Ein und Aussteigevorgang unmöglich sein dürfte, 
da zumindest mit Blick auf die Breite der Blumenstraße an 
dieser Stelle auch bei Preisgabe von ca. l m zusätzlicher 
Grundstücksfläche ein Beparken faktisch unmöglich macht. 
Mit Blick auf das Gebot der Planungsehrlichkeit, können 
die Stellplätze daher nicht mit einer Quote von l als 
Stellplatz berücksichtigt werden, und es ist vielmehr davon 
auszugeben, dass 6 der 8 „kleinen" Stellplätze faktisch 
nutzbar sind. 
Berücksichtigt man die tatsächlichen Gegebenheiten, so ist 
kein Raum für eine Reduzierung der Anzahl der 
notwendigen Stellplätze auf weniger als 12, da die 
Vorgaben des § 3714 LBO nicht im Ansatz erfüllt sind, und 
Sie keine tragfähige Begründung geben. Ihre Begründung 
beschränkt ich auf die nicht fakten- und evidenzbasierten 
„Meinung", dass 10 Stellplätze genügen würden. 
 
Es wäre sicherlich zielführend, wenn mit den Anwohnern 
des „vorderen" Teils der Blumenstraße vor Beschließung 
des Bebauungsplans ein offenes Gespräch mit dem 
Gemeinderat bzw. Teilen aller Fraktionen des 
Gemeinderates, dem Bürgermeister und der Amtsleitung 

Stellplätze, was einem erhöhten 
Stellplatzschlüssel von 1,3 entspricht. 
Es sind damit mehr Stellplätze 
hergestellt, als baurechtlich notwendig. 
 
 
 
Die Breite und Tiefe der Stellplätze 
entsprechen grundsätzlich der 
Garagenverordnung. 
Damit die Stellplätze besser angefahren 
werden können, ist der Vorhabenträger 
bereit diese durch eine Neueinteilung 
zu verbreitern. 
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des Bauamtes geführt würde. Im Rahmen eines solchen 
Gespräches wird man sicherlich einen Kompromiss finden 
können, der eine von mir keinesfalls gescheute Klärung vor 
dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg deutlich 
unwahrscheinlicher machen würde. 
Aktuell drängt sich der Eindruck auf, als ob die Stadt 
Bietigheim-Bissingen nur auf diejenige Seite hört, die die 
Häuser auf dem betroffenen Grundstück errichten möchte 
(NAK Stuttgart) und sich jedes noch so nicht valide 
Argument von dort zu eigen macht. Die Stadt setzt sich 
über den Widerspruch von Rechtsanwälten des Baurechts 
hinweg, obwohl ein völlig überdimensioniertes 
Bauvorhaben, das mit dem Baurecht nicht vereinbar ist, 
geplant wird. Ein solches Bauvorhaben, das ein 
unbefangener Betrachter bei Blick in das Wohngebiet nur 
als „Faustschlag" in das Gesicht empfinden kann, wird als 
„ruhig" und „sehr gut in das Gebiet passend" bewertet. 
Verständlicherweise macht ein solch ignorantes Vorgehen 
wütend und sorgt für Enttäuschung. 
Die von Ihnen für einen Mittwoch mit einer Vorlaufzeit von 
12 Tagen ab der Bekanntmachung angebotenen 
Gespräche in einem Zeitrahmen von 2 Stunden dürfte 
einer erwerbstätigen Person nicht möglich gewesen sein 
und auch etwa mit dem Rechtsgedanken des § 102 I 
VwGO und der dortigen Ladungsfrist von 14 Tages nicht 
zu vereinbaren sein. Dieses Vorgehen scheint eher auf 
Verhinderung des Dialoges ausgerichtet gewesen zu sein. 
Sollte ein offener Austausch nicht erst in Mannheim 
gewünscht sein, können Sie gerne die Unterzeichnerin und 
auch alle weitere betroffenen Personen zu einem solchen 
Gespräch einladen. 
 
Überarbeiteter Widerspruch vom 15.7.24 
Einwendungen gegen den Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan „BIumenstraße,« 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
ich bin Miteigentümerin des südlich an das Plangebiet 
angrenzende Grundstückes XXX, Bissingen und daher 
unmittelbar von dem Planungsvorhaben betroffen. 
Das dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan zugrunde-
liegende Bauvorhaben verstößt gegen materiell-
öffentliches Recht und ist daher unzulässig. Die Planung 
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weist schwerwiegende inhaltliche Fehler und Widersprüche 
auf. Sollten Sie diesen Bebauungsplan in der Form 
beschließen, sieht sich die Nachbarschaft der 
Blumenstraße genötigt, diesen Bebauungsplan vor dem 
Verwaltungsgerichtshof überprüfen zu lassen. 
Das Bauvorhaben führt es nach Art und Maße der 
baulichen Nutzung zu unzumutbaren Beeinträchtigungen 
für die angrenzenden Nachbarn. Es steht auch nicht im 
Einklang mit den Festsetzungen des bisher bestehenden 
B-PIans Wannenstraße, 1. Änderung. Hierzu im Einzelnen 
wie folgt: 
 
l. Lage des PIangebietes im Plangebiet des B-PIans 
»Wannenstraße, l. Änderung" 
1.1 Fehlendes öffentliches Interesse an einer Neuplanung 
Das Plangebiet ist Bestandteil des B-Plans 
„Wannenstraße, l. Änderung" und dort als Baugrundstück 
für den Gemeinbedarf (kirchliche Anlagen) ausgewiesen. 
Nach der öffentlichen Bekanntmachung vom 23.10.2023 
soll der kirchliche Zweck vollständig entfallen und das 
bisherige Sondergebiet in eine reine Wohnnutzung 
übergeführt werden. 
Soweit der kirchliche Bedarf wie vorliegend entfallen ist 
gelten die Festsetzungen des Bebauungsplans im Übrigen 
auch für das streitgegenständliche Vorhaben 
uneingeschränkt. 
Es fehlt daher bereits an einem erforderlichen öffentlichen 
Interesse zur erneuten und gegebenenfalls von der 
bisherigen Planung abweichenden Überplanung zur 
Wohnnutzung des bisherigen Baugrundstückes für 
kirchliche Zwecke. 
Eine Begründung, weshalb von den bisherigen 
Planfestsetzungen abgewichen werden soll, ergibt sich aus 
der Begründung zur Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans nicht. 
Eine berücksichtigungsfähige Begründung ergibt sich auch 
nicht aus Ziff. III, l. der Vorlage vom 05.09.2023 gegenüber 
dem Technischen Ausschuss und dem Gemeinderat, denn 
darin wird lediglich darauf verwiesen, dass die bisher 
Nutzung als „Baugrundstück für den Gemeinbedarf" 
vollständig entfallen soll. Der B-Plan weist damit einen 
erheblichen Begründungsmangel auf. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grundlage für die Entscheidung des 
Gemeinderats ist der Grundsatz „Innen- 
vor Außenentwicklung“ zur Schaffung 
neuen Wohnraums. Hier geht es 
konkret um die Errichtung zweier 
Mehrfamilienhäuser mit Flachdach, um 
der angespannten Wohnsituation in 
Bietigheim-Bissingen im bezahlbaren 
Segment entgegenzuwirken.  
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1.2 Festsetzungen im Plangebiet zur Wohnnutzung 
Ich verweise auf die sowohl textlichen als auch 
zeichnerischen Festsetzungen des B-Plans 
„Wannenstraße, Änderung". Das streitgegenständliche 
Bauvorhaben genügt diesen Anforderungen nicht. 
l. 'Vielmehr stellt sich das Bauvorhaben insbesondere nach 
dem Maß der baulichen Nutzung als Fremdkörper im 
bisherigen Plangebiet dar. Dies war ursprünglich 
möglicherweise für kirchliche Zwecke gewollt, ist aber für 
die nunmehr angestrebte Wohnnutzung nicht 
hinzunehmen. 
 
1.3 Unzumutbare Abweichungen von den bisherigen 
Festsetzungen 
a) Im bisherigen Plangebiet sind maximal 2 Vollgeschosse 
zulässig. Für das streitgegenständliche Bauvorhaben 
sollen 3 Vollgeschosse möglich sein. 
Durch die 3 Geschossigkeit kommt es zu fehlendem Licht 
in den anliegenden Einfamilienhäusern, auch der 
Schattenwurf wird zusätzlich Licht nehmen und die 
Wohnqualität der Nachbarn mindern. 
Ein 3-geschossiger Baukörper wird zu einer deutlichen 
Reduktion der abendlichen Sonnenstunden m meinen 
Garten mit einer Beeinträchtigung des dortigen 
Pflanzenbewuchses und der Obstbäume führen. 
Für mich als direkter südlichen Nachbarn kommt es zu 
einer deutlichen Sichteinschränkung und Minderung der 
Wohnqualität. Beim Verlassen des Hauses stünde ein 3-
Stockwerke hohes Gebäude (9 m hoch) ca. 3 m von der 
Grenze entfernt direkt in meiner Sicht. Zudem bedeutet 
eine höhere Bebauung eine Beeinträchtigung meiner 
Privatsphäre durch Blickeinsicht m die Zimmer und den 
Garten. Dies ist für mich inakzeptabel. 
Dabei muss auch die sich in der Realisierung befindliche 
Neubebauung im Bereich Blumenstraße 2 -4 außer 
Betracht bleiben. Diese befindet sich nicht im Plangebiet 
Vielmehr ergibt sich die erdrückende Wirkung des 
streitgegenständlichen Neubauvorhabens innerhalb des 
Plangebietes „Wannenstraße, l. Änderung". 
 
b) Im neuen Bebauungsplan ist eine intensivere Bebauung 
(GFZ von 1,2 statt wie im angrenzenden Bebauungsgebiet 

 
Die Grundflächenzahl (GRZ) von 0,34 
liegt unter dem gesetzlich möglichen 
Höchstwert von 0,4 für Allgemeine 
Wohngebiete (gemäß § 17 (1) 
BauNVO) und ist daher auch an diesem 
Standort grundsätzlich verträglich.  
 
 
 
 
 
 
 
In den umliegenden Bebauungsplänen 
sind zwei Geschosse mit Satteldach 
zulässig. Hinsichtlich der Gesamthöhe 
der Gebäude entspricht dies in etwa 
drei Vollgeschossen mit Flachdach. Die 
gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich 
der Abstandsflächen sind eingehalten, 
so dass es in dieser Hinsicht zu keiner 
Beeinträchtigung der Wohnqualität 
kommt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Geschossflächenzahl (GFZ) von 
1,03 liegt unter dem gesetzlich 
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von max. erlaubt 0,8), sowie eine GFZ von 0,6 statt wie 
bisher 0,4 vorgesehen. Dies ist eine Überschreitung der 
GFZ und der GRZ um das 1,5-fache, des in der 
Nachbarschaft zugelassenen Wertes! Durch eine dichtere 
Bebauung kommt es zu mehr Personen auf gleichem 
Raum damit zur mehr Emissionen von Lärm, Licht, 
Schmutz, elektromagnetische Strahlung WLAN, DECT, 
GSM/UMTS/LTE) und Geruch im Wohngebiet. 
Eine intensivere Bebauung wurde zwangsläufig für mich 
als Nachbarn zu einer intensiveren Flächennutzung mit 
einer höher als zulässigen Belastung führen. Die im 
Bebauungsplan festgelegten Werte dienen dem 
harmonischen Miteinander und dem Schutz der 
umliegenden Anwohnerschaft. 
Nach dem Bundesverfassungsgericht hat die Festsetzung 
von Bebauungsgebieten durch Bebauungspläne 
grundsätzlich Nachbar schützende Funktion. Deshalb ist 
nicht einsehbar, warum der Bebauungsplan der Blumenstr. 
7, der wie eine Insel im Bebauungsplan Wannenstrasse 
liegt andere Werte gelten sollen. Die ursprünglich 
festgelegten Werte sind zum harmonischen Miteinander 
unbedingt einzuhalten. Es ist absolut nicht verständlich, 
warum in diesem Fall von den üblichen Normen 
abgewichen werden soll. In anderen Neubaugebieten s. 
Entenäcker lI b wird der Bebauungsplan an den 
angrenzenden Bebauungsplan angepasst. Ich fordere dies 
auch im Falle der Blumenstr. 7! Der Nachfrage, ob in den 
Entenäckern lI b ein Flachdach entstehen solle, wurde vom 
Baurechtsamt mit Entschiedenheit widersprochen, da ja in 
der Umgebung nur Satteldächer seien. Dies ist im Falle 
der Blumenstr. auch nicht anders, trotzdem soll ein 
Komplex mit Flachdach entstehen. Das ist nicht 
nachvollziehbar. 
 
c) Im umliegenden Bebauungsplan sind Dachneigungen 
von 30°-35° vorgeschrieben. Das geplante Bauvorhaben 
verfügt aber über ein Flachdach, um wie beschrieben mehr 
Wohnraum zu ermöglichen und damit eine intensivere 
Nutzung des Grundstücks zu erzielen. Genau dieses ist 
aber im Wohngebiet durch die angrenzenden Eigentümer 
nicht gewünscht. Flachdächer passen optisch nicht in die 
Ästhetik des Wohngebietes hinein. 

möglichen Höchstwert von 1,2 für 
Allgemeine Wohngebiete (gemäß § 17 
(1) BauNVO) und ist daher auch an 
diesem Standort grundsätzlich 
verträglich. Die GRZ wird mit 0,34 
festgesetzt und liegt ebenfalls unter 
dem möglichen Höchstwert von 0,4 für 
Allgemeine Wohngebiete (gemäß § 17 
(1) BauNVO). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Flachdachgebäude fügen sich durch 
ihre ruhige Architektursprache sehr gut 
in ein Umfeld mit Satteldachbebauung. 
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Die letzten 40-50 Jahre wuchs das Wohngebiet zu einer 
einheitlichen Einheit zusammen. Der als Insellösung 
geplante Bebauungsplan der Blumenstr. 7 passt nicht in 
das einheitliche Bild des Wohngebietes. In fast ganz 
Bissingen gibt es keine Flachdächer. Deshalb wollen auch 
die Anwohner des Gebietes hier kerne Nachdächer 
entstehen sehen! 
 
d) Baugrenze: Im Bebauungsplan verläuft die bisherige 
Bebauungsgrenze des Grundstückes Blumenstr.7 auf 2/3 
der Länge des Grundstückes der Kirche um Platz für 
Parkplätze zu schaffen. Im neuen Bauvorheben wird die 
Baugrenze bis auf 2-3 m an die Nachbarn heranrücken. 
Dies führt konkret für die Bewohner der Blumenstr. 9 dazu, 
dass sie wenn sie aus der Haustüre heraustreten eine 9 
m hohen Neubau direkt vor der Haustüre stehen haben. 
Dies ist nicht akzeptabel. 
 
2. Verstoß gegen öffentlich-rechtliche Vorschriften 
Das Bauvorhaben verstößt auch im Übrigen erheblich 
gegen öffentliche Bauvorschriften: 
a) Auf Grund des reduzierten Stellplatzschlüssels für 
PKW's von 0,8 wird es im umgebenden Straßennetz zu 
mehr parkenden Autos kommen. Die Blumenstr. westlich 
des Bebauungsplans ist als Wohnweg ausgegeben. Die 
Bebauung des Grundstückes wird von beiden Seiten des 
Wohnweges Blumenstraße erfolgen. Dies wird zu einem 
Verkehrskollaps führen. 
Ein solches Problem zeigt sich derzeit schon in der 
Blumenstr. nördlich des Bauvorhabens. LKW's blockieren 
tagelang die Ein- und Ausfahrt zur Blumenstr. X. 
Auch wird im Bauvorhaben davon ausgegangen, das 
Bewohner mit Wohnberechtigungsschein weniger PKW's 
besitzen. Es muss also unbedingt für ausreichend PKW- 
Stellplätze auf dem Bauvorhaben gesorgt werden. 
Dadurch, dass keine Stellplätze vorhanden und werden die 
Einwohner sicher nicht ihren PKW abschaffen. 
Vielmehr werden sie ihn irgendwo, zum Ärger der 
Anwohner, abstellen. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Abstandsflächen werden durch die 
geplante Bebauung eingehalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Erfahrung zeigt, dass hier weniger 
Stellplätze auf Grund der sozialen 
Situation, benötigt werden. Auch hier 
gilt der sparsame Umgang mit Grund 
und Boden. Grundsätzlich setzt die 
Stadt auf die Reduzierung der 
Stellplätze bei Bauvorhaben. 
 
 
 
 
 
 
 
Das Abstellen eines PKW ist an 
öffentlichen Straßen für alle 
Anwohner/Besucher gleichermaßen 
möglich. 
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b) Die 42 Fahrradstellplätze stehen auf einer laut 
Zeichnung zu kleinen Stellplatzfläche. Zu nicht 
ausreichender PKW Stellplatzflächen kommen auch noch 
zu kleine Fahrradstellplatzflächen hinzu. 
 
3. Zwischenergebnis 
Bereits aus den vorstehenden Gründen ist erkennbar, dass 
das Maß der beabsichtigten Nutzung völlig 
überdimensioniert ist und sich daher nicht in die 
Nachbarbebauung einfügt. 
Aufgrund der Erweiterung der Planfläche des bestehenden 
Baugrundstückes für den Gemeinbedarf m das bisherigen 
Plangebiet hinein, kommt es zu einer Änderung auch des 
bestehenden Plangebietes, was ebenfalls bisher 
unbegründet und unberücksichtigt geblieben ist. 
 
4. Inhaltliche Fehler und Widersprüche in der Planung 
Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Blumenstraße 
weist zudem inhaltliche Fehler und Widersprüche auf: 
 
a) Die Planzeichnungen stimmen nicht mit der Realität vor 
Ort überein. Sie sind objektiv falsch, insbesondere m den 
Abständen zu den Baugrenzen und der verbleibenden 
Bebauung im angrenzenden Plangebiet. Dies führt dazu, 
dass die dem Bauvorhaben zu Grunde liegenden Faktoren 
für GFZ und GRZ unzutreffend sind. 
 
b) Nach den Planzeichnungen und der eingezeichneten 
Gebäudehöhe müssten die Gebäude eine Abstandfläche 
auf dem Baugrundstück zur Grundstücksgrenze von 3,764 
Meter aufweisen. Am nördlichen Gebäude wird diese 
unterschritten, da sie nur ein Maß von 3,74 Meter aufweist. 
Im aktuellen Entwurf des Bebauungsplanes wurde die 
Baugrenze südlich auf 3 m herangerückt Somit werden die 
Nachbarschaftsschützenden Abstandflächen nicht 
eingehalten. Dies ist mit dem Baurecht nicht vereinbar! 
 
c) Der Müllaufstellungsplatz entspricht nicht den 
Anforderungen an das beabsichtigte Maß der baulichen 
Nutzung. Nach diesem Maß ist er zu klein. Aufgrund des 
Aufstellortes ist eine zuverlässige Ver- und Entsorgung des 
Plangebietes nicht gewährleistet. 

Die Größe der Fahrradstellplätze 
entspricht den gesetzlichen 
Anforderungen. 
 
 
 
Die Grundstücksausnutzung entspricht 
den gesetzlichen Vorgaben eines 
allgemeinen Wohngebiets (§4 ff 
bauNVO). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Abstandsflächen werden durch die 
geplante Bebauung eingehalten. 
 
 
 
 
 
Die Abstandsflächen werden durch die 
geplante Bebauung eingehalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Flächen für Sammelbehälter 
entsprechen den gesetzlichen 
Anforderungen. 
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d) Die eingezeichneten Parkplatzflächen halten hinsichtlich 
ihrer Nutzbarkeit einer tatsächlichen Überprüfung nicht 
stand. Die Zufahrtswege sind nicht breit genug, um ein 
ausreichendes Rangieren zu ermöglichen. Da sich die 
notwendigen Stellplätze aus dem Maß der Nutzung 
ergeben, ist diese zu reduzieren. 
Aus all diesen Gründen erhebe ich hiermit fristgerechten 
Widerspruch gegen den geplanten Bebauungsplan der 
Blumenstraße 7. Außerdem fordere ich auf Grund der zu 
schützenden Bäume (Weißbuche, Birke) das 
beschleunigte Verfahren ohne Umweltprüfung aus zu 
setzten. 
Falls erforderlich sehe ich mich gezwungen, gegen dieses 
unzumutbare Vorhaben mit rechtlichen Mitteln vor zu 
gehen. 

Die Breite und Tiefe der Stellplätze 
entsprechen grundsätzlich der 
Garagenverordnung. 
Damit die Stellplätze besser angefahren 
werden können, ist der Vorhabenträger 
bereit diese durch eine Neueinteilung 
zu verbreitern. 
 

Berücksichtigung 
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Bürgergespräch am 07.10.2024 (Verwaltung und eingeladene Anwohner) 
Zusammenstellung der Anregungen 
 
 

Nr.  Bürgeranregung Stellungnahme Anmerkung Maßnahmen 

1. Bürgeranregung 1 Ein Stellplatzschlüssel von 0,8 ist nicht ausreichend. Aufgrund der guten Radinfrastruktur in Bietigheim-
Bissingen, des vorhandenen ÖPNV-Anschlusses und 
der fußläufigen Erreichbarkeit des Ortszentrums 
Bissingen mit Möglichkeiten zur Deckung des täglichen 
Bedarfs, wird ein auf 0,8 reduzierter Stellplatzschlüssel 
festgesetzt. 

Zurückweisung 

2. Bürgeranregung 2 Es besteht die Gefahr, dass hier ein soziales Ghetto 
entsteht, mehr Wert auf menschenwürdiges Wohnen 
legen. 
 
Eine zweigeschossige Bebauung wäre verträglich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Holzfassade erinnert an einen Bretterverschlag. 
 
 
Die Zahl der Fahrzeuge pro Person nimmt tendenziell 
zu, von daher sind es zu wenige Stellplätze. 

Die Neuapostolische Kirche wird die Wohnungen im 
Eigentum behalten, die Auswahl der Mieter treffen und 
Wert auf eine gute Hausgemeinschaft legen. 
 
Das Vorhaben entspricht einer moderaten 
Nachverdichtung. 
In den umliegenden Bebauungsplänen sind zwei 
Geschosse mit Satteldach zulässig. Hinsichtlich der 
Gesamthöhe der Gebäude entspricht dies in etwa drei 
Vollgeschossen mit Flachdach. Die gesetzlichen 
Bestimmungen hinsichtlich der Abstandsflächen sind 
eingehalten, so dass es in dieser Hinsicht zu keiner 
Beeinträchtigung der Wohnqualität kommt. 
 
Die Gebäude werden in einer qualitativ sehr 
hochwertigen Holzbauweise ausgeführt. 
 
Aufgrund der guten Radinfrastruktur in Bietigheim-
Bissingen, des vorhandenen ÖPNV-Anschlusses und 
der fußläufigen Erreichbarkeit des Ortszentrums 
Bissingen mit Möglichkeiten zur Deckung des täglichen 
Bedarfs, wird ein auf 0,8 reduzierter Stellplatzschlüssel 
festgesetzt. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Zurückweisung 

3. Bürgeranregung 3 Zehn Stellplätze für zwölf Wohnungen sind zu wenig. 
Wenn Bewohner z.B. wegen Schichtarbeit auf ein Auto 
angewiesen sind, bringt die ÖPNV-Anbindung nichts. 
Blumenstraße ist bereits heute mit Autos zugestellt. 

Die Erfahrung zeigt, dass hier weniger Stellplätze auf 
Grund der sozialen Situation, benötigt werden. Auch 
hier gilt der sparsame Umgang mit Grund und Boden. 
Grundsätzlich setzt die Stadt auf die Reduzierung der 
Stellplätze bei Bauvorhaben. 

Zurückweisung 

4. Bürgeranregung 4 In der näheren Umgebung gibt es keine öffentlichen 
Stellplätze. Die Verbesserung der Bus(taktung) 
verändert das Mobilitätsverhalten nicht. 

In fußläufiger Umgebung gibt es ausreichend viele 
öffentliche Stellplätze (u.a. Parkplatz am Friedhof), die 
für alle Anwohner und Besucher zur Verfügung stehen. 

Zurückweisung 
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Es wird ein Kompromiss gefordert: Reduzierung von 
mindestens einem Gebäude auf zwei Geschosse. 

In den umliegenden Bebauungsplänen sind zwei 
Geschosse mit Satteldach zulässig. Hinsichtlich der 
Gesamthöhe der Gebäude entspricht dies in etwa drei 
Vollgeschossen mit Flachdach. Die gesetzlichen 
Bestimmungen hinsichtlich der Abstandsflächen sind 
eingehalten, so dass es in dieser Hinsicht zu keiner 
Beeinträchtigung der Wohnqualität kommt. 

Zurückweisung 

5. Bürgeranregung 5 In welche Richtung wird das Grundstück entwässert? In 
Richtung Lindenstraße oder in Richtung Ludwigsburger 
Straße? 
 
Wurde das Thema Starkregen bedacht? 
 

Die Entwässerung erfolgt in Richtung Lindenstraße 
(nach Westen). 
 
 
Bei der Dimensionierung der Kanäle können 
Starkregenereignisse nicht vollumfänglich 
berücksichtigt werden. Durch die Neuordnung ändert 
sich jedoch das Verhältnis von versiegelter zu 
unversiegelter Fläche. Unter Anrechnung der 
zukünftigen Dachbegrünung verbessert sich der 
Versiegelungsgrad sogar und zusätzliches 
Regenwasser kann dort aufgenommen und gedrosselt 
abgegeben werden. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
Berücksichtigung 

6.  Bürgeranregung 6 Die Stellplätze entlang der Blumenstraße sind zu kurz 
und zu schmal und können nicht direkt angefahren 
werden. 

Die Breite und Tiefe der Stellplätze entsprechen 
grundsätzlich der Garagenverordnung. 
Damit die Stellplätze besser angefahren werden 
können, ist der Vorhabenträger bereit diese durch eine 
Neueinteilung zu verbreitern. 

Berücksichtigung 
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Bürgergespräch am 18.11.2024 (Verwaltung, Neuapostolische Kirche, Hoffnungsträger Projektentwickler und eingeladene Anwohner) 
Zusammenstellung der Anregungen 
 

Nr.  Bürgeranregung Stellungnahme Anmerkung Maßnahmen 

1. Bürgeranregung 1 Die Anzahl der Stellplätze ist zu gering. Die Anzahl der 
PKWs steigt jährlich. 

Aufgrund der guten Radinfrastruktur in Bietigheim-
Bissingen, des vorhandenen ÖPNV-Anschlusses und 
der fußläufigen Erreichbarkeit des Ortszentrums 
Bissingen mit Möglichkeiten zur Deckung des täglichen 
Bedarfs, wird ein auf 0,8 reduzierter Stellplatzschlüssel 
festgesetzt. 

Zurückweisung 

2. Bürgeranregung 2 Die Gebäude sind zu hoch. Eine Reduzierung auf zwei 
Geschosse ist gewünscht. 

Das Vorhaben entspricht einer moderaten 
Nachverdichtung. 
In den umliegenden Bebauungsplänen sind zwei 
Geschosse mit Satteldach zulässig. Hinsichtlich der 
Gesamthöhe der Gebäude entspricht dies in etwa drei 
Vollgeschossen mit Flachdach. Die gesetzlichen 
Bestimmungen hinsichtlich der Abstandsflächen sind 
eingehalten, so dass es in dieser Hinsicht zu keiner 
Beeinträchtigung der Wohnqualität kommt. 

Zurückweisung 

3. Bürgeranregung 3 Zwischen den Gebäuden sind zu geringe Abstände. Es 
entstehen Schluchten. Die Kirche ist zwar höher aber 
viel schmaler. 
 
 
 
Besser wäre eine Bebauung mit zwei Geschossen und 
einem Steildach (bessere Ausnutzung für Photovoltaik).  

Die Grundstücksausnutzung entspricht den 
gesetzlichen Vorgaben eines allgemeinen 
Wohngebiets (§4 ff BauNVO). 
Die Abstandsflächen werden durch die geplante 
Bebauung eingehalten. 
 
Eine Bebauung mit einem Satteldach führt zu einer 
geringeren Wohnfläche. Auf einem Flachdach kann 
ebenfalls eine Photovoltaikanlage errichtet werden und 
zusätzlich eine Dachbegrünung angelegt werden, 
welche Regenwasser speichert und so bei 
Starkregenereignissen zu weniger und gedrosseltem 
Abfluss führt. 

Zurückweisung 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

4. Bürgeranregung 4 Durch die Reduzierung um ein Geschoss sollen weniger 
Wohnungen geplant werden. 
 
 
 
Der Stellplatzschlüssel von 0,8 ist zu gering. 
 
 
 
 

Nach Auskunft der Neuapostolischen Kirche ist eine 
Reduzierung um ein Geschoss aufgrund wirtschaft-
licher Gründe nicht umsetzbar. Das Projekt müsste 
andernfalls eingestellt werden. 
 
Aufgrund der guten Radinfrastruktur in Bietigheim-
Bissingen, des vorhandenen ÖPNV-Anschlusses und 
der fußläufigen Erreichbarkeit des Ortszentrums 
Bissingen mit Möglichkeiten zur Deckung des täglichen 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Zurückweisung 
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Aufgrund zugeparkter Straßen kann kein zuverlässiger 
Brandschutz gewährleitet werden. 

Bedarfs, wird ein auf 0,8 reduzierter Stellplatzschlüssel 
festgesetzt. 
 
Der Hinweis wird an die zuständige 
Straßenverkehrsbehörde mit der Bitte um Prüfung 
weitergeleitet. 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 

5. Bürgeranregung 5 Warum soll das Grundstück erst jetzt bebaut werden 
und nicht bereits 2015? 

Aufgrund längerer Planungsphasen der NAK und der 
Pandemie konnte erst jetzt mit einer konkreten 
Planung begonnen werden. 

Kenntnisnahme 
 

6. Bürgeranregung 6 Warum konnten in Konstanz bei einem Projekt der 
Hoffnungsträger zweigeschossige Gebäude errichtet 
werden? 

Nach Auskunft der Hoffnungsträger Projektentwickler 
waren die Baukosten während der Planungs- und 
Bauphase dieser Gebäude noch geringer. Des 
Weiteren werden dort höhere Mietpreise abgerufen. 

Kenntnisnahme 
 

7. Bürgeranregung 7 Das Gebiet um die Blumenstraße ist ein 
Einfamilienhausgebiet. Warum werden nun 
Mehrfamilienhäuser geplant? 

In einem allgemeinen Wohngebiet sind ebenfalls 
Mehrfamilienhäuser möglich. Nordöstlich sowie 
südöstlich des Plangebiets befinden sich mehrere 
Mehrfamilienhäuser. 
Das Vorhaben entspricht einer moderaten Nach-
verdichtung sowie einer sparsamen Flächenpolitik. 

Kenntnisnahme 
 

8. Bürgeranregung 8 Ist die Errichtung von Gebäuden mit zwei Geschossen in 
ganz Deutschland nicht mehr möglich? 

In vielen Fällen ist die Errichtung mit geringeren 
Geschosszahlen unwirtschaftlich. Des Weiteren 
verlang der sparsame Umgang mit Grund und Boden 
in die Höhe zu bauen. 

Kenntnisnahme 
 

9. Bürgeranregung 9 Ist die Dimensionierung der Entwässerungskanäle 
ausreichend bei Starkregen? 

Bei der Dimensionierung der Kanäle können 
Starkregenereignisse nicht berücksichtigt werden. 
Die Kanäle sind ausreichend dimensioniert um die 
zwölf weiteren Wohnungen zu entwässern. 

Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgestellt:  
Bietigheim-Bissingen, den 20.11.2024 
- Amt für Stadtentwicklung und Baurecht -  
III-61/fr AZ 61.26.04 PB 13.2 
 
- S c h u n n  i.V. - 




